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1 Einleitung

Mit dieser Broschure fuhrt der Kommunalverband fur Jugend und Soziales Baden-Wurttem-
berg die Berichterstattung zur vollstationaren Hilfe zur Pflege in Baden-Wirttemberg fort.
Grundlage des Berichts ist eine jahrliche Erhebung der Zahl der Leistungsempfanger und der
Nettoaufwendungen der Hilfe zur Pflege bei den 44 Stadt- und Landkreisen. Da alle Kreise
ihre Daten zur Verfligung stellten, ergibt sich ein umfassendes Bild des Leistungsgesche-
hens in Baden-Wrttemberg. Informationen tber Leistungsempfanger und Nettoaufwand
liegen jetzt von 16 Jahren vor. Dadurch konnen Entwicklungen Uber die Zeit dargestellt wer-
den.

Bei der jahrlichen Berichterstattung ,Hilfe zur Pflege® wechselt ein ausfihrlicher mit einem
Kurzbericht. Dieses Jahr wird ein Uberblick tiber die Bevélkerungsentwicklung und die Pfle-
gestatistik in die Berichterstattung einbezogen. Erstmalig enthalt der Bericht eine Vorausbe-
rechnung der im Jahr 2030 voraussichtlich benétigten Pflegeleistungen.

Zum Stichtag 31.12.2016 wurden zum sechsten Mal die Leistungsempfanger von Leistungen
der Hilfe zur Pflege erhoben, die zu Hause durch Angehdrige oder durch Pflegedienstleister,
teilstationar in der Tages- oder Nachtpflege oder in Kurzzeitpflege gepflegt wurden. Auller-
dem wurden die Nettoaufwendungen flir diesen Personenkreis erhoben.

Dadurch ist es méglich, einen Uberblick tiber alle Leistungsempfanger und Nettoaufwendun-
gen der Hilfe zur Pflege in den Stadt- und Landkreisen Baden-Wirttembergs zu erhalten.

1.1 Aufbau des Berichts

Der Bericht ist in sechs Teile gegliedert. Die Fallzahlen der Leistungen der Hilfe zur Pflege in
vollstationaren Einrichtungen hangen malfigeblich von der Bevolkerungsstruktur ab. Deshalb
wird in Kapitel 2 die Bevolkerungsentwicklung differenziert nach Altersgruppen zwischen
den Jahren 2000 und 2015 dargestellt. Danach schlief3t sich in Kapitel 3 ein Uberblick Gber
pflegebedurftige Personen nach der Pflegestatistik in Baden-Wurttemberg an. Die Pflege-
statistik liefert wichtige Vergleichs- und Hintergrundzahlen fir die Interpretation der Entwick-
lung in der vollstationaren Hilfe zur Pflege. Auf dieser Grundlage kdnnen Aussagen uber die
Veranderung der Sozialhilfequote im Verlauf der letzten Jahre getroffen werden. Mit den An-
gaben der Pflegestatistik konnen Pflegebedurftige danach unterschieden werden, ob sie am-
bulant, stationar oder zu Hause von Angehorigen versorgt werden und wie sich die Versor-
gung mit stationaren Pflegeplatzen entwickelt hat. Den Abschluss des Kapitels bildet ein
Ausblick auf die voraussichtliche Zahl an Pflegebedurftigen im Jahr 2030 und ihrer berechne-
ten Verteilung auf die jeweiligen Leistungsformen. Kapitel 4 gibt zunéchst einen Uberblick
uber die Hilfe zur Pflege insgesamt. Hier sind alle Leistungsempfanger von Leistungen der
Hilfe zur Pflege einbezogen, das heilit die Leistungsempfanger, die zu Hause durch Angeho-
rige oder durch Pflegedienstleister, teilstationar in der Tages-, Nacht - oder in Kurzzeitpflege
oder vollstationar gepflegt wurden. Aulerdem wird der gesamte Nettoaufwand der Kreise flr
diese Leistungen dargestellt. Kapitel 5 bezieht sich ausschlieRlich auf die Hilfe zur Pflege in
vollstationaren Einrichtungen. Der Nettoaufwand kann nicht nach Leistungsempfangern Gber
und unter 65 Jahren unterschieden werden und wird daher in diesem Kapitel betrachtet. Da-
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nach werden die Leistungsempfanger in den Personenkreis der liber 65-Jahrigen (Kapitel
5.2) und den Personenkreis der Leistungsempfanger unter 65 Jahren (Kapitel 5.3) unter-
teilt. In beiden Kapiteln ist zunachst die Entwicklung der Leistungsempfangerzahlen und der
Leistungsempfanger bezogen auf die Einwohner dargestellt. Danach folgt ein Uberblick tiber
die Pflegestufen der Leistungsempfénger und die Sozialhilfequoten zwischen 2001 und
2015. Anschlieliend werden die Kreise bezlglich der Leistungsempfanger verglichen. Dazu
werden die Empfangerzahlen in Bezug zu den Einwohnerzahlen der Kreise gesetzt und die
Pflegestufen der Leistungsempfanger verglichen. Der Bericht schliel3t mit einer Zusammen-
fassung (Kapitel 6) und einem Ausblick.

1.2 Datenerhebung und Methoden

Folgende Leistungsdaten wurden durch den KVJS direkt bei den Kreisen erhoben:

o Die Zahl der Personen, die jeweils am Stichtag 31.12. in vollstationaren Pflegeeinrichtun-
gen Hilfe zur Pflege nach § 61 SGB XllI erhalten haben, differenziert nach unter und Gber
65-Jahrigen

e Die Zahl der Personen, die ambulant oder durch Angehoérige gepflegt wurden und die
daflr Hilfe zur Pflege als Pflegegeld oder Pflegesachleistung erhielten oder denen ein
tragerubergreifendes persénliches Budget gewahrt wurde, jeweils zum Stichtag 31.12.

o Die Zahl der Personen, die teilstationar (Tages-/Nachtpflege) oder stationar in Kurzzeit-
pflege gepflegt wurden und die daflr Hilfe zur Pflege erhielten, jeweils zum Stichtag
15.12.

o Der Netto-Jahresaufwand in Euro fir Hilfe zur Pflege nach § 61 SGB XIl. Dazu kamen bis

zum Jahr 2013 Ausgaben der Grundsicherung, die auf die Empfanger von vollstationarer

Hilfe zur Pflege entfielen sowie bis zum Jahr 2015 Ausgaben fiur die Hilfe zum Lebensun-

terhalt

Die Pflegestufen der Leistungsempfanger.

AuRerdem wurden folgende weitere Erhebungen verwendet:

¢ Die Bevolkerungsstatistik zum Stichtag 31.12. der Jahre 2000 bis 2015 des Statisti-
schen Landesamtes Baden-Wirttemberg

e Die Bevolkerungsvorausrechnung auf der Basis der Bevdlkerungsfortschreibung zum
31.12.2014 des Statistischen Landesamtes Baden-W(rttemberg

e Die im zweijahrigen Turnus erhobene Pflegestatistik des Statistischen Landesamtes
zum Stichtag 15.12. der Jahre 2001 bis 2015

¢ Die Pflegestatistik des Statistischen Bundesamtes zum Stichtag 15.12.2015 fur den
Bundeslandervergleich

Um vergleichbare Kennzahlen flr den Kreisvergleich zu erhalten, wurden die Leistungsdaten
in Beziehung zur jeweiligen Bevdlkerung am 31.12. des Vorjahres gesetzt. Die aktuellen
Einwohnerzahlen — differenziert nach Altersgruppen — liegen zum Zeitpunkt der Erstellung
des Berichts in der Regel noch nicht vor. Basis fir die Kennziffern 2016 sind deshalb die
Zahlen der Bevolkerungsfortschreibung zum Stichtag 31.12.2015.

Die einwohnerbezogenen Kennziffern werden in Form von Abbildungen und Karten grafisch
dargestellt. Die Erlauterungen zu den Grafiken sind Gberwiegend beschreibender Natur.
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Maoglichkeiten und Grenzen des Kennziffervergleichs

Bei der Interpretation der Ergebnisse des Berichts sollten die nachfolgenden Aspekte beach-
tet werden:

Kennzahlen ermodglichen Kreisen eine erste Standortbestimmung

Der Vergleich mit anderen Kreisen ermdglicht den Kreisen eine erste Standortbestim-
mung. Um konkrete Steuerungsmaglichkeiten und Handlungskonzepte ableiten zu kén-
nen, sind vertiefende Analysen der landkreisspezifischen Leistungsdaten notwendig.

Soziale Infrastruktur, demografische und sozio-6konomische Rahmenbedingungen
Bei der Interpretation der Daten sind Besonderheiten in den einzelnen Kreisen zu bertck-
sichtigen. Dies kénnen Besonderheiten der jeweiligen sozialen Infrastruktur sein, die oft
historisch gewachsen und damit kurzfristig nicht veranderbar sind. Die Unterschiede der
demografischen, sozialstrukturellen und 6konomischen Rahmenbedingungen sollten
ebenfalls beachtet werden. Diese Rahmenbedingungen kénnen von den Kreisen meist
nur bedingt und langfristig beeinflusst werden.

Abgrenzung der sozialen, demografischen und infrastrukturellen Rahmenbedin-
gungen nach Kreisgrenzen

Die Abgrenzung der Rahmenbedingungen durch Stadtkreis- und Landkreisgrenzen ent-
spricht nicht der sozialen Realitat. Die demografischen und infrastrukturellen Unterschie-
de orientieren sich nicht an Kreisgrenzen. Innerhalb der Kreise und Uber Kreisgrenzen
hinweg gibt es sozialrdumliche Zusammenhange und Unterschiede, denen in diesem Be-
richt nicht Rechnung getragen wird.

Statistische Zusammenhange spiegeln nicht Ursache und Wirkung wider

Von einem starken Zusammenhang zwischen Strukturmerkmalen der Kreise und den
Kennzahlen der Leistungsempfanger kann nicht darauf geschlossen werden, dass die
unterschiedliche Struktur zu mehr oder weniger Leistungsempfangern fuhrt (sogenannter
Okologischer Fehlschluss). Es kann nur eine Aussage darlber getroffen werden, dass es
in Kreisen mit einer bestimmten Struktur oder Infrastruktur eine besonders hohe oder be-
sonders geringe Zahl an Empfangern von vollstationarer Hilfe zur Pflege gibt. Um eine
Aussage Uber Ursache und Wirkung zu erhalten, missten Individualdaten der Leistungs-
empfanger erhoben werden.

Zusammenhange zwischen Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege bei unter 65-
Jahrigen

Leistungen der vollstationaren Hilfe zur Pflege fir unter 65-Jahrige stehen in einem en-
gen Zusammenhang mit den Leistungen der Eingliederungshilfe. Ein Mensch mit einer
seelischen Behinderung mit Pflegebedarf kann in einem Pflegeheim mit Versorgungsver-
trag nach SGB Xl leben und dort Leistungen der Hilfe zur Pflege erhalten. Er kann aber
auch in einem Wohnheim mit Leistungsvereinbarung nach SGB XlI leben und dort Leis-
tungen der Eingliederungshilfe erhalten. Wo er lebt und welche Leistungen er erhalt, ist
weniger eine Frage der korrekten leistungsrechtlichen Zuordnung, sondern hangt haufig
davon ab, welche Angebote es vor Ort gibt und wo im akuten Bedarfsfall ein Platz frei ist.

Veranderung der Datenbasis zum Netto-Gesamtaufwand im Zeitverlauf

Die Daten zum Nettogesamtaufwand fur die vollstationare Hilfe zur Pflege sind durch
Gesetzesanderungen und die damit zusammenhangenden Veranderungen in der Verbu-
chungspraxis der Kreise nur mit Einschrankungen vergleichbar. Bis zum Jahr 2002 wur-
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den die gesamten Nettoaufwendungen fir die Empfanger von Hilfe zur Pflege in vollstati-
onaren Einrichtungen unter ,Hilfe zur Pflege“ verbucht.

Mit Inkrafttreten des Grundsicherungsgesetzes zum 1. Januar 2003 verlagerte sich ein
Teil des Aufwands von der Hilfe zur Pflege zur Grundsicherung. Weitere Anderungen er-
folgten zum Januar 2005 mit Inkrafttreten des SGB XII und der Umsetzung der Verwal-
tungsreform. Ein Teil der Kreise verbucht seither einzelne Leistungen fur Pflegebedurfti-
ge in stationaren Pflegeeinrichtungen bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (vor allem Bar-
betrage und Bekleidungsbeihilfen), andere Kreise verbuchen dieselben Aufwendungen
direkt bei der ,Hilfe zur Pflege” oder bei den Grundsicherungsleistungen.

Im Musterbuchungsplan fehlen vor allem auf der Einnahmeseite bei der ,,Grundsiche-
rung“ und der ,Hilfe zum Lebensunterhalt in stationaren Einrichtungen® teilweise Diffe-
renzierungen. Die jeweiligen Aufwandsanteile, die auf Empfanger von vollstationarer Hilfe
zur Pflege entfallen, missen deshalb in einigen Kreisen geschatzt werden.

Ab der Erhebung 2014 konnten einzelne Kreise die Leistungen der Grundsicherung nicht
mehr den Empfangern der Hilfe zur Pflege zuordnen. Ab diesem Jahr werden die Netto-
aufwendungen ohne Grundsicherungsleistungen ausgewiesen und auch fir die zurtick-
liegenden Jahre so ausgewiesen. Die Nettoaufwendungen aus dem Jahr 2014 sind des-
halb nicht mit der Darstellung und Berechnung in den alteren Broschiren vergleichbar.
Seit dem Jahr 2015 wird die Hilfe zum Lebensunterhalt von den meisten Kreisen wieder
separat verbucht. Bisher wurden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt bei den Auf-
wendungen fur die Hilfe zur Pflege erfasst. Die erhobenen Nettoausgaben der Jahre
2014 und 2015 sind deshalb nicht vergleichbar. Im Jahr 2016 wurde die Erhebung an die
veranderte Buchungspraxis angepasst und die Aufwendungen fir die Hilfe zur Pflege
ohne die Leistungen fur die Hilfe zum Lebensunterhalt erhoben. Die Aufwendungen der
Hilfe zur Pflege fir das Jahr 2016 sind daher mit den zurlickliegenden Jahren ebenfalls
nicht vergleichbar.

Unterschiede bei der Entwicklung von absoluten Zahlen und einwohnerbezogenen
Kennziffern

Fur einen Vergleich der Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege ist es sinnvoll, die Leis-
tungsempfanger auf die Bevolkerung der gleichen Altersgruppe zu beziehen. Dadurch
werden Kreisvergleiche mdglich und Unterschiede bei den Kennziffern, die auf eine un-
terschiedliche Entwicklung der Zahl jingerer oder alterer Menschen in den Kreisen zu-
rickzufuhren sind, bertcksichtigt.

Bei der Analyse von Veranderungen im Zeitverlauf ist jedoch zu beachten, dass die Ent-
wicklung der Bevdlkerung — auch unabhangig von der Entwicklung der Zahl der Leis-
tungsberechtigten — Auswirkungen auf die Hohe der Kennziffer hat. Die Entwicklung der
Kennziffern im Zeitverlauf wird somit nicht nur durch Veranderungen der Leistungsdaten,
sondern auch durch ein Wachstum oder einen Rickgang der Bevolkerung beeinflusst.
Bei einer unveranderten Fallzahl kann die Leistungsdichte allein durch eine steigende
Einwohnerzahl im Kreis sinken. Umgekehrt kann sich eine Kennziffer allein dadurch er-
héhen, dass die Einwohnerzahl sinkt, obwohl die Fallzahl selbst konstant geblieben ist.
Grundséatzlich ist bei der Interpretation von Veranderungsraten zu beachten, dass diese
immer von der absoluten Hohe des Ausgangswerts abhangig sind. Ein gleicher absoluter
Anstieg von Werten wirkt sich prozentual bei einem niedrigen Ausgangswert starker aus
als bei einem hohen. Besonders bei den unter 65-jahrigen Empfangern von Hilfe zur
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Pflege, bei denen die absoluten Fallzahlen relativ klein sind, sind Veranderungsraten
entsprechend vorsichtig zu interpretieren.
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2 Bevolkerungsentwicklung

Die Zahl der Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege und ihre Entwicklung hangen stark von
der demografischen Entwicklung ab. Deshalb wird zunachst die Bevolkerungsentwicklung in
den vergangenen Jahren insgesamt und differenziert nach Altersgruppen dargestellt.

Die Leistungsdaten der Kreise kénnen dann sinnvoll verglichen werden, wenn Kennzahlen
gebildet werden, die sich auf ihre Einwohnerzahlen beziehen, beispielsweise Leistungsbe-
rechtigte pro 1.000 Einwohner insgesamt oder pro 1.000 Einwohner einer bestimmten Al-
tersgruppe.

Ende des Jahres 2015 lebten rund 10,88 Millionen Menschen in Baden-Wirttemberg. Ge-
genuber dem Jahr 2000 betrug die Bevdlkerungszunahme rund 355.200 Personen bezie-
hungsweise 3,4 Prozent.

Die Bevolkerungszahl in Baden-Wurttemberg nahm von 2000 bis 2007 deutlich zu, zwischen
2007 und 2009 ging sie leicht zurtick. Seit dem Jahr 2009 nimmt die Bevolkerung durch Zu-
wanderung wieder zu, so dass der geringe Riuckgang der Jahre zuvor kompensiert wurde.
Insbesondere zwischen 2013 und 2015 gab es einen deutlichen Bevolkerungszuwachs in
Baden-Wurttemberg. Im Vergleich zum Jahr 2013 lebten Ende 2015 rund 250.000 Personen
beziehungsweise 2,3 Prozent mehr in Baden-Wrttemberg. Dies ist vor allem auf den ver-
starkten Zustrom nicht-europaischer Flichtlinge zurlckzufuhren.

In den einzelnen Kreisen verlief die Entwicklung sehr unterschiedlich. In 11 Landkreisen und
in der Stadt Mannheim lebten Ende des Jahres 2015 weniger Menschen als im Jahr 2000.
Die Ubrigen Stadt- und Landkreise verzeichneten einen Anstieg der Einwohnerzahlen.

Deutliche Zunahme der dlteren Bevélkerung seit dem Jahr 2000

Die Zahl der Bevolkerung im Alter Uber 65 Jahren hat seit dem Jahr 2000 in allen Stadt- und
Landkreisen zugenommen. Ende 2015 war fast jeder 5. Einwohner in Baden-Wrttemberg
uber 65 Jahre alt.

Von den rund 2,2 Millionen Menschen Utber 65 Jahren, waren 597.327 Frauen und Manner
bereits Uber 80 Jahre alt. Die Zahl der Menschen im Alter tGber 80 Jahren ist in allen Stadt-
und Landkreisen zwischen 2000 und 2015 gestiegen, allerdings in unterschiedlichem Aus-
malfd.

Mit der steigenden Zahl an Menschen Uber 80 Jahren ist auch ihr Anteil an der gesamten
Bevdlkerung in Baden-Wirttemberg seit Ende 2000 kontinuierlich gewachsen. Ende des
Jahres 2015 waren 5,5 Prozent der baden-wlrttembergischen Bevdlkerung alter als 80 Jah-
re, Ende 2000 waren es noch 3,7 Prozent.
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Abbildung 1: Anteile der Bevélkerung in unterschiedlichen Altersgruppen in Baden-Wiirttem-
berg 2000 - 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Bevolkerungsstatistik 2000-
2015. Eigene Berechnungen KVJS.

Kreisvergleich

Zwischen den einzelnen Stadt- und Landkreisen gab es dabei betrachtliche Unterschiede.
Der Anteil der Menschen Uber 80 Jahren an der Gesamtbevdlkerung war in der Stadt Baden-
Baden mit 7,8 Prozent am gréfRten. Auch die Landkreise Heidenheim, der Schwarzwald-
Baar-Kreis, der Zollern-Alb-Kreis, der Main-Tauber-Kreis und die Stadt Pforzheim hatten mit
einem Anteil von Gber 6 Prozent einen Uberdurchschnittlich hohen Anteil an Menschen im
Alter Uber 80 Jahren an der Gesamtbevdlkerung. Am geringsten war er im Landkreis TUbin-
gen mit 4,5 Prozent, gefolgt von den Stadtkreisen Heidelberg und Freiburg mit einem Anteil
von 4,7 Prozent. Wahrend die Unterschiede zwischen den Stadtkreisen und den Landkreisen
Ende des Jahres 2000 noch sehr ausgepragt waren, sind sie zum Ende des Jahres 2015
kaum noch feststellbar. Ende des Jahres 2000 waren 3,5 Prozent der Bevélkerung der
Landkreise Uber 80 Jahre alt, in den Stadtkreisen betrug der entsprechende Anteil 4,4 Pro-
zent. Der Anteil der Bevdlkerung uber 80 Jahren stieg bis Ende des Jahres 2015 in den
Landkreisen auf 5,5 Prozent, in den Stadtkreisen auf 5,3 Prozent.
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Abbildung 2: Anteil der Personen ab 80 Jahren an der Gesamtbevélkerung in den Stadt- und
Landkreisen in Baden-Wiirttemberg am 31.12.2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Bevolkerungsstatistik 2015.

Bevodlkerungsvorausrechnung bis 2030

Die Bevolkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes auf der Basis der Bevdlke-
rungsfortschreibung zum 31.12.2014 sieht fir Baden-Wirttemberg eine moderate Zunahme
der Bevdlkerung bis zum Jahr 2030 vor. Gegenuber dem Jahr 2015 ergibt die Bevdlkerungs-
vorausrechnung fir das Land Baden-Wirttemberg einen Zuwachs von 2,3 Prozent oder in
absoluten Zahlen um rund 250.000 Menschen.
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Die Zunahme der Bevolkerung wird in den Stadt- und Landkreisen Baden-Wrttembergs
nicht gleichmafig verlaufen, in einigen Kreisen wird sie sogar abnehmen. Bevolkerungszu-
wachse von mehr als 10 Prozent erwarten insbesondere die Stadtkreise Freiburg, Heidel-
berg und Karlsruhe. Auch fir die Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald, Emmendingen und
Ludwigsburg wird mit einer Zunahme der Einwohnerzahl bis zum Jahr 2030 mit rund 7 Pro-
zent gerechnet. Demgegeniiber wird in neun Landkreisen' und der Stadt Mannheim die Be-
volkerung bis zum Jahr 2030 zurlickgehen.

Zunahme der Bevolkerung liber 80 Jahren bis zum Jahr 2030 um rund 31 Prozent

Die altere Bevolkerung unterliegt weniger groRen Schwankungen wie beispielsweise die Be-
volkerung im erwerbsfahigen Alter. Daher Iasst sich ihre zuklinftige Entwicklung relativ gut
bestimmen. Nach der Vorausrechnung des Statistischen Landesamtes wird es im Jahr 2030
rund 184.000 mehr Menschen im Alter Uber 80 Jahren geben als im Jahr 2015. Dies ent-
spricht einem Zuwachs von 30,9 Prozent. Wie aus Abbildung 3 ersichtlich, nimmt der Anteil
der Menschen im Alter Uber 80 Jahren stark zu. Bis zum Jahr 2030 wird ein Anteil von 7 Pro-
zent der Bevdlkerung in dieser Altersgruppe sein. Im Vergleich zum Jahr 2000 wird sich der
Bevolkerungsanteil in dieser Altersgruppe fast verdoppelt haben (siehe Abbildung 1).

' Darunter die Landkreise Calw, Freudenstadt, Goppingen, Heidenheim, Rottweil sowie der Main-Tauber-Kreis, der Neckar-
Odenwald-Kreis und der Schwarzwald-Baar-Kreis.



Hilfe zur Pflege 2016

[ 4
J

Abbildung 3: Anteile der Bevolkerung in unterschiedlichen Altersgruppen in Baden-
Wiirttemberg 2016 - 2030
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-W rttemberg, Bevolkerungsvorausrech-
nung auf der Basis der Bevolkerungsfortschreibung zum 31.12.2014. Eigene Berechnungen KVJS.

Stadtkreise weisen geringere Anteile von Menschen im Alter liber 80 Jahren auf als
Landkreise

Mit Ausnahme von Baden-Baden werden die Stadtkreise im Jahr 2030 im Durchschnitt einen
geringeren Anteil an Menschen im Alter Uber 80 Jahren aufweisen als die Landkreise. Den
hdchsten Anteil an Gber 80-Jahrigen wird es im Main-Tauber-Kreis mit 8,1 Prozent geben,
dicht gefolgt vom Bodenseekreis, dem Neckar-Odenwald-Kreis und Schwarzwald-Baar-Kreis
mit jeweils 7,8 Prozent. Den geringsten Anteil an Uber 80-jahrigen wird es in der Stadt Frei-
burg geben.

Dabei wird die Zunahme der Menschen im Alter Gber 80 Jahren in den einzelnen Stadt- und
Landkreisen unterschiedlich verlaufen. Die mit Abstand héchste Steigerungsrate mit 47 Pro-
zent gegenuber dem Jahr 2015 verzeichnet der Bodenseekreis, gefolgt vom Landkreis Heil-
bronn mit 43 Prozent sowie den Landkreisen Boblingen, Emmendingen, Ravensburg und
dem Rhein-Neckar-Kreis mit 39 Prozent. Geringe Zuwachse erwarten hingegen der Zoller-
nalbkreis (15 Prozent), die Stadt Pforzheim und der Landkreis Heidenheim (17 Prozent).



Hilfe zur Pflege 2016

[ 4
J

Abbildung 4: Anteil der Personen ab 80 Jahren an der Gesamtbevélkerung in den Stadt- und
Landkreisen in Baden-Wiirttemberg am 31.12.2030
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Bevolkerungsvorausrech-
nung auf der Basis der Bevolkerungsfortschreibung zum 31.12.2014. Eigene Berechnungen KVJS.
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3 Pflegebediirftigkeit

Grundlage fur den folgenden Abschnitt sind die Daten der Pflegestatistik, differenziert nach
Altersgruppen, Geschlecht und Versorgungsformen. Als pflegebediirftig im Sinne der Pflege-
statistik gelten Personen, die Leistungen nach dem SGB Xl erhalten. Sie missen durch eine
Pflegekasse oder private Versicherung als pflegebedirftig eingestuft und einer der Pflegestu-
fen 1 bis 3 zugeordnet sein®. Die Pflegestatistik wird alle zwei Jahre erhoben, zuletzt zum
Stichtag 15. Dezember 2015.

Rund 330.000 Pflegebediirftige im Jahr 2015 in Baden-Wiirttemberg

Insgesamt gab es im Jahr 2015 in Baden-Wiirttemberg 328.297 Pflegebediirftige®. Die Zahl
der pflegebedirftigen Menschen ist zwischen 2001 und 2015, ausgehend von knapp
211.000 Pflegebedurftigen, um rund 56 Prozent gestiegen. Diese Entwicklung hangt eng mit
der im vorherigen Kapitel beschrieben demografischen Veranderung zusammen: Da die Zahl
alterer Menschen in den letzten Jahren gestiegen ist, hat auch die Zahl der pflegebedirftigen
Personen zugenommen. Allerdings nahm der Anteil der Menschen Uber 80 Jahren in der
Bevolkerung starker zu als der Anteil pflegebediirftiger Menschen. Der Anteil der Menschen
im Alter Gber 80 Jahren hat im selben Zeitraum um 47 Prozent zugenommen.

Pflegebedurftigkeit hangt von Alter und Geschlecht ab

Mit zunehmendem Alter nimmt das Risiko der Pflegebedurftigkeit zu. Jeder zweite Mensch
Uber 90 Jahren ist pflegebedurftig. Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen Frau-
en und Mannern: Knapp zwei Drittel der pflegebediirftigen Menschen sind Frauen. Bis zum
Alter von 75 Jahren liegt der Anteil der pflegebedirftigen Frauen unter beziehungsweise an-
nahernd dem der pflegebedurftigen Manner. Danach nimmt das Risiko der Pflegebedurftig-
keit von Frauen starker zu als das der Manner. Dies kdnnte damit zusammenhangen, dass
Frauen — mdglicherweise vorbelastet durch die vorherige Pflege des Partners oder weiterer
Angehdriger — mit zunehmendem Alter ein erhdhtes Pflegerisiko entwickeln.

Frauen weisen dartber hinaus eine hohere Lebenserwartung auf als Manner. Mit zuneh-
mendem Alter leben sie deshalb haufiger alleine im Haushalt. Als Folge kdnnten sie im Fall
der Pflegebedurftigkeit zunehmend auf professionelle Hilfe angewiesen sein. Diese Vermu-
tung wird auch durch die Daten der Pflegestatistik untermauert, aus denen ersichtlich wird,
dass altere Frauen haufiger stationar versorgt werden als Manner. Sie erscheinen in der

Das zweite Pflegestarkungsgesetz, das Januar 2017 in Kraft getreten ist, bildet den inhaltlich wichtigsten Schritt der Pflege-
versicherungsreform. Durch das Pflegestarkungsgesetz Il wurden ein neuer Pflegebedrftigkeitsbegriff und ein neues Begut-
achtungsverfahren zur Feststellung der Pflegebedurftigkeit eingefiihrt. Statt der bisherigen drei Pflegestufen wurden finf
Pflegegrade eingefuhrt, denen die Pflegebedirftigen zugeordnet werden. Kérperliche, geistige und psychische Einschran-
kungen sollen durch das neue Begutachtungsverfahren gleichermafien erfasst und in die Einstufung einbezogen werden.
Dadurch werden alle Pflegebediirftigen, insbesondere auch solche mit erheblich eingeschrankter Alltagskompetenz, einen
gleichberechtigten Zugang zu den Leistungen der Pflegeversicherung erhalten.

In der Pflegestatistik werden seit der Erhebung 2009 bei der Bestimmung der insgesamt Pflegebediirftigen die teilstationar
versorgten Pflegebedurftigen nicht mehr zusatzlich berticksichtigt. Es wird davon ausgegangen, dass sie seit der Reform der
Pflegeversicherung 2008 parallel entweder Pflegegeld oder ambulante Leistungen beziehen. Dadurch kann es zu leichten
Verschiebungen in der Zahl der Pflegebedurftigen im Vergleich zu den Vorjahren kommen. In den Vorjahren wurden die teil-
stationar versorgten Personen bei den stationar versorgten Personen bericksichtigt. Die Summe aus den stationar, ambulant
und von Angehdérigen zu Hause (Bezieher von Pflegegeld) versorgten Personen ergibt die Zahl der Pflegebedirftigen insge-
samt.
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Pflegestatistik erst dann als pflegebediirftige Personen, wenn sie professionelle Hilfe in An-
spruch nehmen und die Einstufung in eine Pflegestufe der Pflegeversicherung beantragen.

Abbildung 5: Pflegequoten in Baden-Wiirttemberg nach Altersgruppe und Geschlecht bezogen
auf 100 Einwohner in der entsprechenden Altersgruppe am 31.12.2015
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Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg, Pflegestatistik 2015. Eigene Berechnun-
gen KVJS.

Baden-Wiirttemberg verfiigt im Bundesléandervergleich liber eine geringe Pflegequote

Baden-Wirttemberg verfigt im Bundeslandervergleich Gber einen geringen Anteil an pflege-
bedurftigen Menschen an der Gesamtbevédlkerung (Pflegequote). In Bayern und Hamburg
liegt die Pflegequote unter der von Baden-Wirttemberg. Spitzenreiter bei den Pflegequoten
ist Mecklenburg-Vorpommern mit 4,9 Prozent pflegebedurftigen Menschen an der Gesamt-
bevdlkerung.

Die Pflegequoten in den einzelnen Bundeslandern sind in den letzten Jahren deutlich gestie-
gen. Wahrend die Pflegequote in Baden-Wurttemberg beispielsweise im Jahr 2001 noch 1,9
Prozent betrug, ist sie inzwischen um 1,1 Prozentpunkte auf 3,0 Prozent gestiegen. Der An-
teil der pflegebedurftigen Menschen an der Gesamtbevolkerung betrug im Jahr 2015 im
Bundesdurchschnitt 3,5 Prozent.

Die niedrige Pflegequote in Baden-Wirttemberg konnte darin begriindet sein, dass Baden-
Wirttemberg im Vergleich zu anderen Bundeslandern eine jliingere Bevoélkerung hat und
aufgrund der positiven wirtschaftlichen Entwicklung in den letzten Jahren verstarkt junge
Menschen aus anderen Bundeslandern und dem Ausland zugezogen sind. Das Verhaltnis
der jiungeren Bevolkerung zur alteren ist deshalb ausgewogener als es in anderen Bundes-
landern der Fall ist. Aus vielen anderen Bundeslandern sind jingere Menschen eher wegge-
zogen, wahrend viele altere Menschen bleiben. Dies wirde auch erklaren, weshalb Meck-
lenburg-Vorpommern mit einem hohen Anteil alterer Menschen an der Gesamtbevélkerung
den hdchsten Anteil an pflegebedirftigen Personen an der Gesamtbevdlkerung hat.
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Abbildung 6: Anteil pflegebediirftiger Menschen an der Gesamtbevélkerung im Bundeslander-
vergleich am 31.12.2015
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Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2015.

Kreisvergleich

Der Landkreis Tubingen hatte wie schon in den Jahren zuvor die niedrigste Pflegequote in
Baden-Wirttemberg (2,3 Pflegebedirftige pro 100 Einwohner). In Heidelberg sowie in Frei-
burg und Stuttgart waren ebenfalls nur 2,3 beziehungsweise 2,4 von 100 Einwohnern in eine
Pflegestufe eingestuft und galten damit als pflegebedurftig.

Spitzenreiter bei der Pflegequote ist der Neckar-Odenwald-Kreis. Hier sind 4,7 Prozent der
Einwohner als pflegebedurftig eingestuft. Die Stadt Pforzheim (4,1 Prozent), der Main-
Tauber-Kreis (4,1 Prozent) und die Stadt Baden-Baden (3,8 Prozent) haben ebenfalls Uber-
durchschnittlich hohe Pflegequoten.

Hierbei ist zu beachten, dass in der Pflegestatistik die Menschen dem Landkreis zugeordnet
werden, in dem sie als pflegebedurftig eingestuft werden und nicht dem Landkreis, in dem
sie maglicherweise zuvor gewohnt haben. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn ein
Mensch in ein Pflegeheim eines anderen Kreises zieht und erst nach Einzug in das Heim als
pflegebedurftig eingestuft wird. Die Vermutung liegt deshalb nahe, dass Landkreise mit einer
hohen Pflegequote auch ein gut ausgebautes Infrastrukturangebot fur altere und pflegebe-
durftige Menschen haben. Dartber hinaus konnte der Anteil der jingeren Bevolkerung in den
Landkreisen mit hoher Pflegequote geringer sein als in den Landkreisen mit hoherer Pflege-
quote.

Pflegequote der Stadtkreise geringer als die der Landkreise

Die Stadtkreise weisen im Durchschnitt eine geringere Pflegequote auf als die Landkreise. In
den Stadtkreisen leben 2,8 Pflegebedurftige je 100 Einwohner, wahrend es in den Landkrei-
sen 3,1 Pflegebedirftige je 100 Einwohner sind.
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Abbildung 7: Pflegequoten in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wirttemberg am
31.12.2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Pflegestatistik 2015.

3.1 Pflegebedirftige nach Versorgungsform

In der Pflegestatistik des Statistischen Landesamtes werden Pflegebediirftige danach unter-
schieden, ob sie stationar in einem Pflegeheim, zu Hause durch einen ambulanten Pflege-
dienst oder zu Hause von Angehdrigen betreut und versorgt werden.
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Uber 70 Prozent der Pflegebediirftigen leben zu Hause

In Baden-Wirttemberg leben rund 72 Prozent der Pflegebedirftigen — das sind insgesamt
236.220 Personen — zu Hause. Die meisten davon (52 Prozent) werden von Angehorigen
gepflegt und erhalten dafiir Pflegegeld. Weitere 20 Prozent leben ebenfalls zu Hause und
werden dort zusatzlich von einem ambulanten Pflegedienst versorgt. Knapp ein Drittel

(28 Prozent) wird in einem Pflegeheim versorgt.

Abbildung 8: Entwicklung der Anteile der ambulant, stationdr und von Angehoérigen versorgten
Pflegebediirftigen in Baden-Wiirttemberg 2001 - 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt, Pflegestatistik 2001-2015.

Riuckgang des Anteils stationar Versorgter bei gleichzeitigem Anstieg der Pflegegeld-
empfanger

Der Anteil der stationar versorgten Pflegebedirftigen an allen Pflegebedirftigen hat zwi-
schen den Erhebungen der Pflegestatistik 2001 und 2007 zugenommen*. Seit der Erhebung
2007 geht der Anteil der stationar versorgten Pflegebedurftigen allerdings zurtick. Dieser
Rickgang kdnnte auf der gednderten Zuordnung der teilstationar versorgten Pflegebedurfti-
gen beruhen (siehe FulRnote 3). Inzwischen ist jedoch in der vierten Erhebung in Folge der
Anteil der stationar versorgten Pflegebedurftigen zuriickgegangen. Der Anteil der von ambu-
lanten Diensten versorgten Pflegebediirftigen hat sich nur geringfligig verandert. Demge-
genuber nimmt seit der Erhebung 2005 der Anteil der Pflegegeldempfanger zu. Dazu konn-
ten Entlastungsmadglichkeiten wie der Ausbau von Tagespflegen und Leistungsausweitungen
durch das Pflegestarkungsgesetz | beigetragen haben. Darliber hinaus scheint die Versor-
gung von Pflegebedurftigen durch haufig aus Osteuropa stammende Haushaltshilfen zuzu-
nehmen. Seit dem Jahr 2011 bendtigen Haushalthilfen aus bestimmten Landern keine Ar-
beitserlaubnis mehr.

* Bei den stationar versorgten Pflegebediirftigen sind auch Empfanger von Kurzzeitpflege enthalten. Leistungsempfanger von
Tages- oder Nachtpflege sind in der Pflegestatistik bereits bei den ambulant versorgten Pflegebedurftigen oder den Pflege-
geldempféngern erfasst und wurden daher bei der stationaren Pflege nicht beriicksichtigt.
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Uber 80 Prozent der Pflegebediirftigen sind ilter als 65 Jahre

Von den insgesamt 328.297 Pflegebedurftigen, die Ende des Jahres 2015 in Baden-
Wirttemberg lebten, waren Uber 80 Prozent alter als 65 Jahre. Davon wurden rund 31 Pro-
zent stationar versorgt, 47 Prozent waren Pflegegeldempfanger und weitere 22 Prozent wur-
den ausschlielich oder zusatzlich von ambulanten Diensten betreut (Pflegesach- oder
Kombileistung).

Tagespflege verzeichnet die hochste Steigerungsrate seit 2001

Bei den einzelnen Leistungsarten der gesetzlichen Pflegeversicherung zeigt sich in Baden-
Wirttemberg im Zeitverlauf eine deutliche Zunahme:

e Die Zahl an Leistungsempfangern in der ambulanten Pflege nahm im Zeitraum zwischen
2001 und 2015 um 51 Prozent zu.

o Die grofte Steigerungsrate mit 418 Prozent ist im Tagespflegebereich zu verzeichnen:
Hier war der Ausgangswert im Jahr 2001 mit 1.743 Leistungen noch gering (2015: 9.029
Leistungen).

o Die Zahl der Leistungen flir Personen in stationaren Pflegeeinrichtungen stieg um 41
Prozent.

e Zwischen 2001 und 2015 stieg die Zahl der Pflegegeldempfanger um 70 Prozent. Dies ist
insbesondere auf die deutliche Zunahme der Anzahl an Pflegegeldempfanger von 2009
auf 2011 sowie von 2013 auf 2015 zurlckzuflhren.

Abbildung 9: Entwicklung der ambulant, stationdr und von Angehorigen versorgten Pflegebe-
diirftigen in Baden-Wiirttemberg von 2001 - 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Pflegestatistik 2001-2015.

Kreisvergleich

Ende des Jahres 2015 wurden in Baden-Wurttemberg 92.077 Pflegebedurftige stationar ver-
sorgt. Der Anteil der Pflegebedurftigen, die in Heimen versorgt werden, variiert in den Krei-
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sen stark. In Baden-Baden wurden 2015 37 Prozent der Pflegebedurftigen vollstationar ver-
sorgt. In den Stadtkreisen Karlsruhe (35,2 Prozent), Freiburg (33,9 Prozent) und Stuttgart
(33,2 Prozent) sowie im Landkreis Freudenstadt (33,5 Prozent) lebte ebenfalls ein hoher
Anteil der Pflegebediirftigen in Heimen. Im Alb-Donau-Kreis, im Enzkreis, im Landkreis Em-
mendingen, im Neckar-Odenwald-Kreis und im Landkreis Raststatt wurden hingegen weni-
ger als ein Viertel der Pflegebedurftigen in Pflegeheimen versorgt.

Im Vergleich zu den anderen Bundeslandern ist in Baden-W(rttemberg der Anteil der Pfle-
gebedurftigen an der Bevolkerung gering, der Anteil der in Heimen versorgten PflegebedUrf-
tigen an allen Pflegebediirftigen jedoch recht hoch.’

® Statistisches Bundesamt, 2017: Pflegestatistik 2015 — Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung Landervergleich — Pflege-
bediirftige. Wiesbaden. S.13.
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Abbildung 10: Anteil der Pflegebediirftigen in stationdrer Dauer- und Kurzzeitpflege an allen
Pflegebediirftigen in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg am 31.12.2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Pflegestatistik 2015.

3.2 Vorausrechnung der Zahl der Pflegebediirftigen und der Pflegeleistungen

Der Kommunalverband fir Jugend und Soziales Baden-Wdrttemberg hat ein Instrument zur
Vorausberechnung der Pflegebedurftigen und deren Verteilung auf die jeweiligen Versor-
gungsformen entwickelt. Die Berechnung erfolgt alters- und geschlechtsspezifisch.
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Status-Quo-Berechnung

Fur die Vorausberechnung der Pflegebedirftigen geht der KVJS — wie auch das Statistische
Landesamt in seiner Vorausrechnung — davon aus, dass sich das Pflegerisiko von Frauen
und Mannern in den einzelnen Altersgruppen in Zukunft nicht wesentlich &ndern wird.®

Die Vorausberechnung des KVJS berlcksichtigt auch Personen mit Pflegestufe 0 und erheb-
lich eingeschrankter Alltagskompetenz, da diese Personen ebenfalls Leistungen aus der
Pflegeversicherung in Anspruch nehmen und zukiinftig im Rahmen des Pflegestarkungsge-
setzes Il in die Einstufung einbezogen werden (siehe Fullnote 2). Mit Hilfe dieser Informatio-
nen aus der Pflegestatistik wird die zukunftige Anzahl pflegebedurftiger Frauen und Manner
bestimmt.

Anschlie3end wird die Verteilung der zukinftigen Pflegebedurftigen auf die jeweilige Versor-
gungsform berechnet. Dabei wird die Annahme getroffen, dass pflegebedurftige Frauen und
Manner im Jahr 2030 die unterschiedlichen Leistungsarten — stationar, ambulant durch einen
Pflegedienst und zu Hause von Angehdrigen — so in Anspruch nehmen wie im Jahr 2015

(= Status-Quo-Annahme).

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu beriicksichtigen, dass eine exakte Vorhersage
der kunftigen Entwicklung nicht mdglich ist. Eine Vorausrechnung zeigt eine mogliche und
unter gegebenen Voraussetzungen und Annahmen wahrscheinliche Entwicklung auf. Fir
alle Annahmen werden die Erfahrungen der Vergangenheit zugrunde gelegt. Dartiber hinaus
ist fraglich, ob die Status-Quo-Berechnung zutreffen wird. Die auf ihrer Grundlage berechne-
ten Ergebnisse sind als Orientierungswerte zu verstehen, wenn sich die Angebote und das
Nachfrageverhalten der Pflegebedrftigen nach den einzelnen Leistungsarten gegentber
dem Jahr 2015 nicht verandern sollte. Offen bleibt beispielsweise die Frage, wie sich die
neuen Pflegestarkungsgesetze auf die Leistungsgewahrung und die Inanspruchnahme von
Angeboten in der Zukunft auswirken werden.’

® Allerdings konnte es sein, dass sich das Risiko, pflegebediirftig zu werden in ein hoheres Alter verschiebt, zum Beispiel durch
die verbesserte medizinischen Versorgung. Die Zahl der Pflegebediirftigen wird sich aufgrund der demografischen Entwick-
lung dennoch weiter erhéhen. Auf lange Sicht wird der Anteil pflegebedurftiger Manner starker steigen als der Anteil pflege-
bedurftiger Frauen. Als Folge des Krieges gibt es derzeit weniger hochbetagte Manner als Frauen. In die Altersgruppen der
Hochbetagten wachsen in den nachsten Jahren jedoch Jahrgange hinein, die den Krieg nicht oder nur als Kinder erlebt ha-
ben.

Die Pflegestatistik 2015 spiegelt die Leistungsausweitungen durch das Pflegestarkungsgesetz | noch nicht in vollem Umfang
wider. Der Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten des PSG | zum 01.01.2015 und dem Stichtag der Pflegestatistik (15.12.2015)
ist zu gering, um mogliche Verschiebungen im Nutzerverhalten bereits vollstandig zu erfassen. Das Nutzungsverhalten der
Pflegebedurftigen und eine mogliche Reaktion durch Anbieter bendtigt vermutlich mehr Zeit und wird sich erst in den folgen-
den Erhebungen zeigen — ebenso die Auswirkungen, die sich durch das Pflegestarkungsgesetz Il ergeben.
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Abbildung 11: Pflegeleistungen im Jahr 2015 und Orientierungswerte fiir das Jahr 2030 nach
der Status-Quo-Berechnung
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Grafik: KVJS: Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Bevolkerungsvorausrech-
nung auf Basis der Bevolkerungsstatistik zum 31.12.2014 sowie Pflegestatistik 2015. Eigene Berech-
nungen KVJS.

Rund 100.000 Pflegeleistungen mehr als im Jahr 2015

Im Jahr 2030 wird es voraussichtlich 443.500 Pflegebedurftige geben. Dies entspricht einer
Zunahme von rund 100.000 Personen beziehungsweise 26 Prozent gegeniber dem Jahr
2015. Der Anteil der Pflegebedurftigen an der Gesamtbevdlkerung wird bei 4 Prozent liegen.
Damit werden im Jahr 2030 in Baden-Wrttemberg rund 100.000 Leistungen mehr bendétigt
werden als im Jahr 2015. Die Zunahme der einzelnen Leistungen wurde unter der Bedin-
gung bestimmt, dass sich das Nachfrageverhalten nicht andert. Wenn es zu Veranderungen
in der Leistungsgewahrung kommt, wie beispielsweise durch die Pflegestarkungsgesetze
oder durch das Krankenhausstrukturgesetz, dann wird sich vermutlich auch die Angebots-
struktur und das Nachfrageverhalten verandern. Es kann dadurch zu Verschiebungen zwi-
schen den einzelnen Versorgungsarten kommen. Deshalb werden bei der Vorausrechnung
alle Pflegeleistungen dargestellt, die in Zukunft aufgrund der demografischen Entwicklung
bendtigt werden.

Stationare Pflege verzeichnet hochste Steigerungsrate

Die Zahl der Pflegebedurftigen, die ambulant versorgt werden, wird um knapp 21.000 Perso-
nen beziehungsweise rund 30 Prozent zunehmen. Auch die Zahl der Pflegebeddrftigen, die
zu Hause von Angehdrigen mit Pflegegeld gepflegt und betreut werden, wird sich weiter er-
héhen. Insgesamt werden voraussichtlich rund 225.500 Personen im Jahr 2030 Pflegegeld in
Anspruch nehmen. Dies entspricht einer Steigerungsrate um rund 20 Prozent im Vergleich
zum Jahr 2015. Die héchste Steigerungsrate wird die stationare Pflege verzeichnen: Die
Zahl der stationar versorgten Personen wird bis zum Jahr 2030 voraussichtlich um rund
32.000 Personen zunehmen. Dies entspricht einer Zunahme um 33,7 Prozent.
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Variante I: starkere Nutzung ambulant organisierter Pflegeangebote

Wie sich die Pflegestarkungsgesetze im Detail auf die Inanspruchnahme ambulanter und
vollstationarer Pflegeangebote auswirken werden, Iasst sich derzeit noch nicht sagen. Die
Experten sind sich jedoch sicher, dass die gesetzlichen Regelungen Auswirkungen auf die
zukunftige Bewohnerstruktur der Pflegeheime haben werden. Pflegebedurftige bis ein-
schliel3lich Pflegegrad 1 und 2 missen zukiinftig mit hdheren Kosten rechnen, wenn sie
nach dem 01.01.2017 in ein stationares Pflegeheim umziehen. Gleichzeitig erhéhten sich die
Leistungen fur ambulante und teilstationare Angebote. Dies fuhrt voraussichtlich dazu, dass
Pflegebedurftige in niedrigen Pflegegraden zukunftig aus finanziellen Grinden in geringerem
Ausmal als bisher vollstationare Versorgung in Anspruch nehmen kénnen und eher ambu-
lant versorgt werden.

Der KVJS hat daher eine zusatzliche Variante zur Status-Quo-Berechnung erstellt. Dieser
liegt die Annahme zugrunde, dass die Veranderungen im Rahmen der Pflegestarkungsge-
setze dazu fihren werden, dass der Anteil der stationaren Pflege in Baden-Wirttemberg
abnehmen, wahrend der Anteil der ambulanten Pflege hingegen zunehmen wird.

Far die Berechnung wird zunachst der Anteil der stationar Versorgten in den Pflegegraden 1
und 2 bestimmt. Dazu wird hilfsweise auf die Daten der Pflegestatistik 2015 zurtickgegriffen
und der Anteil der in Pflegestufe 0 mit einer erheblich eingeschrankter Alltagskompetenz und
derjenigen mit Pflegestufe 1 ohne dauerhaft eingeschrankte Alltagskompetenz ermittelt. Die-
se Pflegebediirftigen wurden nach dem Pflegestarkungsgesetz Il in den Pflegegrad 2 tiber-
geleitet. AnschlieRend wird dieser Anteil von den stationar versorgten Pflegebedurftigen ab-
gezogen und dem ambulanten Bereich zugeordnet.

Insgesamt ergibt sich dadurch bei Variante | eine deutlich andere Verteilung der Pflegeleis-
tungen als bei der Status-Quo-Berechnung. Die Gesamtzahl der zukunftigen Pflegebedurfti-
gen bleibt jedoch konstant.
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Abbildung 12: Pflegeleistungen im Jahr 2015 und Orientierungswerte fiir das Jahr 2030 nach
Variante I: stiarkere Nutzung ambulant organisierter Pflegeangebote
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Grafik: KVJS: Datenbasis: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg, Bevolkerungsvorausrech-
nung auf Basis der Bevolkerungsstatistik zum 31.12.2014 sowie Pflegestatistik 2015. Eigene Berech-
nungen KVJS.

Ambulante Pflege verzeichnet hochste Steigerungsrate

Der prozentual hdchste Zuwachs ergibt sich aufgrund des veranderten Nutzerverhaltens im
ambulanten Bereich mit einer Zunahme um 57,6 Prozent oder 40.481 Personen. Im stationa-
ren Bereich dagegen reduziert sich unter den veranderten Annahmen der Anstieg auf 13
Prozent oder 12.432 Personen.

Die Zahl der Pflegegeldempfanger ist in beiden Berechnungen identisch. Dahinter steht die
Annahme, dass die Pflegebedurftigen, die zuvor dem stationaren Bedarf zugerechnet wur-
den, auch zukinftig professionelle pflegerische Hilfe bendtigen.

25
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4 Hilfe zur Pflege 2016

Hilfe zur Pflege wird nach dem 7. Kapitel SGB Xl fur pflegebedurftige Personen gewahrt, die
infolge von Krankheit oder Behinderung, bei den gewoéhnlichen und regelmafigen wieder-
kehrenden Verrichtungen im Ablauf des taglichen Lebens auf fremde Hilfe angewiesen sind.
Sie ist nachrangig und wird nur dann gewahrt, wenn der Pflegebedurftige die Pflegeleistun-
gen nicht selbst — beispielsweise aus seinem Vermogen — tragen kann oder sie von Dritten,
zum Beispiel durch die Pflegeversicherung, erhalt.

Zum Stichtag 31.12.2016° wurden zusétzlich zur vollstationéren Hilfe zur Pflege zum vierten
Mal die Leistungsempfanger und der Nettoaufwand der Hilfe zur Pflege aulterhalb von Ein-
richtungen, in Tages- und Nachtpflege und in Kurzzeitpflege erhoben. Da einige Landkreise
die Angaben nicht nach den Leistungen differenzieren konnten, wurden die Nettoaufwen-
dungen insgesamt fir alle Leistungen der Hilfe zur Pflege auferhalb von Einrichtungen er-
fasst. AuRerdem wurde die Zahl der zugehérigen Leistungsempfanger beziehungsweise
Leistungen erfragt. Zusammen mit den Leistungsempfangern und dem Nettoaufwand der
Hilfe zur Pflege in vollstationaren Einrichtungen lassen sich alle Leistungsempfanger und der
gesamte Nettoaufwand der Stadt- und Landkreise in Baden-Wrttemberg abbilden.

4.1 Leistungsempfanger insgesamt

Zum Stichtag 31.12.2016 gewahrten die Stadt- und Landkreise insgesamt 37.060 Leistungen
der Hilfe zur Pflege.

Die Leistungen verteilten sich auf:

8.526 Leistungen der ambulanten Hilfe zur Pflege, davon

2.075 Pflegegeld

6.152 Pflegesachleistungen

109 Leistungen der teilstationaren Hilfe zur Pflege (Tages- und Nachpflege)
28.637 Leistungen der stationaren Hilfe zur Pflege, davon

28.534 vollstationar

103 Kurzzeitpflege

AulRerdem wurden 87 Personliche Budgets geleistet.

® Die Leistungsempfianger von Hilfe zur Pflege in Tages- und Nachtpflege und in Kurzzeitpflege wurden abweichend von den
anderen Leistungsempfangern zum Stichtag 15. Dezember erhoben. Aufgrund der Besonderheiten dieser Pflegeformen,
kénnte mit einer Verlaufszahl Gber das ganze Jahr eine bessere Aussage getroffen werden. Diese ist fiir einige Kreise jedoch
nur mit groBem Aufwand zu ermitteln. Deshalb wurde auf die Stichtagserhebung ausgewichen. Es ist davon auszugehen,
dass erheblich weniger Personen am 31.12 sowohl in der Kurzzeit, wie auch in der Tages- und Nachtpflege gepflegt werden,
als an anderen Tagen im Jahr. Deshalb wurde der 15. Dezember als Stichtag festgelegt.
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Abbildung 13: Leistungen der Stadt- und Landkreise fiir Hilfe zur Pflege nach Art der Pflege-
leistung zum 31.12.2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und
Landkreisen Baden-Wirttembergs.

Die Leistungsempfanger von ambulanter Hilfe zur Pflege werden in Empfanger von Pflege-
geld und Empfanger von Pflegesachleistungen unterschieden. Hierbei kommt es jedoch zu
Doppelzahlungen, da Pflegegeld in Kombination mit Pflegesachleistungen gewahrt werden
kann.

Uber drei Viertel aller Leistungen der Hilfe zur Pflege wurden in vollstationiren Ein-
richtungen gewahrt

Von allen Leistungen der Hilfe zur Pflege wurden am 31.12.2015 Uber drei Viertel als Hilfe
zur Pflege in vollstationaren Einrichtungen gewahrt. Ambulante Hilfe zur Pflege als Pflegesa-
chleistung betrug 16,6 Prozent und ambulante Hilfe zur Pflege als Pflegegeld fast sechs Pro-
zent aller Leistungen.

Teilstationare Hilfe zur Pflege, Hilfe zur Pflege als Personliches Budget und Hilfe zur Pflege
in Kurzzeitpflege spielten zum Stichtag 15.12.2016 eine untergeordnete Rolle. Dabei ist aber
zu beachten, dass Kurzzeitpflege zum 15.12.2016 in geringerem Ausmalf} in Anspruch ge-
nommen wird als im Jahresverlauf.

4.2 Nettoaufwand fur die Hilfe zur Pflege insgesamt

Insgesamt leisteten die Stadt- und Landkreise Aufwendungen flr die Hilfe zur Pflege in H6he
von 445,6 Millionen Euro ohne Grundsicherungsleistungen und Leistungen der Hilfe zum
Lebensunterhalt. Der Anteil der Aufwendungen fur vollstationare Hilfe zur Pflege betrug rund
83 Prozent.
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4.3 Kreisvergleich

Die Zahl der Leistungsempfanger bezogen auf die Einwohnerzahl der Kreise, die zu Hause
von Angehdrigen oder anderen Personen versorgt werden und Hilfe zur Pflege erhalten, vari-
iert stark. In 15 Kreisen erhielt weniger als einer von 10.000 Einwohnern ambulante Hilfe zur
Pflege als Pflegegeld. Demgegeniber gab es in den Stadtkreisen Baden-Baden, Mannheim
und Stuttgart mindestens 6 Leistungsempfanger pro 10.000 Einwohner. Die meisten Leis-
tungsempfanger gab es zum Stichtag 15.12.2016 im Stadtkreis Mannheim. Hier erhielten 6,8
von 10.000 Einwohnern ambulante Hilfe zur Pflege als Pflegegeld. Durchschnittlich betragt
die Kennzahl fur die Landkreise 1,2, fur die Stadtkreise 4,9 Leistungsempfanger pro 10.000
Einwohner.

Auch bei den Leistungen der Hilfe zur Pflege im Rahmen der Pflegesachleistungen leisteten
die Stadtkreise in einem héheren Umfang pro Einwohner als die Landkreise. Wahrend in den
Landkreisen je 10.000 Einwohner 3,8 Leistungen gewahrt wurden, waren es in den Stadt-
kreisen 13,9.

Aufgrund der geringen Fallzahlen ist eine valide Aussage nur eingeschrankt maéglich. Die
Daten liefern jedoch einen Ausgangspunkt fur zukunftige Betrachtungen. Die Starkung der
ambulanten Pflege ist ein wesentliches Ziel der zwischen Januar 2015 und Januar 2017 in
Kraft getretenen Pflegestarkungsgesetze. Sie fuhrten zu deutlichen Leistungsausweitungen
im ambulanten Bereich. Durch die Kombination von ambulanten Leistungen, wie zum Bei-
spiel von ambulanter Pflege mit Tagespflege, konnen zum Teil hdhere Leistungen in An-
spruch genommen werden als bei einer vollstationaren Versorgung. Die Zahl der Personen,
die zukunftig ambulant versorgt werden, konnte sich dadurch erhéhen. Damit ist gegebenen-
falls auch mit einer Zunahme der Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege im ambulanten
Bereich zu rechnen.
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Abbildung 14: Leistungsempfianger der ambulanten Hilfe zur Pflege bei Pflegegeldbezug in den
Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung bei den Stadt- und Landkreisen
Baden-Wirttembergs. Bevolkerungsstatistik 2015: Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg.



[ 4
J

Abbildung 15: Leistungsempfanger der ambulanten Hilfe zur Pflege als Pflegesachleistung in
den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung bei den Stadt- und Landkreisen
Baden-Wirttembergs. Bevolkerungsstatistik 2015: Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg.
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5 Hilfe zur Pflege in vollstationédren Ein-
richtungen

5.1 Hilfe zur Pflege in vollstationdaren Einrichtungen fur Leistungsempfanger
uber und unter 65 Jahren

5.1.1 Leistungsempfanger liber und unter 65 Jahren

Zum Stichtag 31.12.2016 erhielten 28.534 Menschen in Baden-Wirttemberg Hilfe zur Pflege
in vollstationaren Einrichtungen. Die Zahl der Pflegeheimbewohner in Baden-Wirttemberg,
die auf Sozialhilfeleistungen der Hilfe zur Pflege angewiesen sind, ist in den vergangenen
Jahren deutlich gestiegen. Ausgehend von knapp 21.000 Leistungsempfangern am Stichtag
31.12.2001 ist die Zahl um knapp 37 Prozent gestiegen.

Abbildung 16: Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege iiber und unter 65 Jahren in vollstatio-
ndren Pflegeeinrichtungen in Baden-Wiirttemberg 2001 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001 - 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wrttembergs.

81 Prozent der Leistungsempfanger sind liber 65 Jahre alt

81 Prozent aller Leistungsempfanger hatten das 65. Lebensjahr bereits Uberschritten. Das
heil}t umgekehrt, dass 19 Prozent der Pflegeheimbewohner, die Hilfe zur Pflege erhalten,
junger als 65 Jahre sind. Der Anteil der jingeren im Verhaltnis zu den alteren Leistungsemp-
fangern hat sich in den letzten Jahren kaum verandert.

Der Personenkreis der alteren und jungeren Leistungsempfanger unterscheidet sich grund-
legend. Deshalb werden die Leistungsempfanger, die alter als 65 Jahre alt sind im Kapitel
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5.2 und die Leistungsempfanger, die juinger als 65 Jahre alt sind in Kapitel 5.3 differenziert
betrachtet.

Sozialhilfequote unter den Pflegeheimbewohnern bei 30 Prozent im Jahr 2015

Die Zahl der Leistungsempfanger in der vollstationaren Hilfe zur Pflege kann auf die Ge-
samtzahl der Pflegeheimbewohner aus der amtlichen Pflegestatistik bezogen werden.
Dadurch lassen sich Aussagen uber den Anteil der vollstationar versorgten Pflegebedurftigen
treffen, die auf Sozialhilfe angewiesen sind. Um eine Vergleichbarkeit im Zeitverlauf gewahr-
leisten zu kdnnen, werden in der folgenden Darstellung nur Pflegebedurftige der Pflegestu-
fen 1-3 dargestellt.” Auf Grundlage dieser Berechnung lag die Sozialhilfequote unter den
Pflegeheimbewohnern Baden-Wiirttembergs Ende 2015 insgesamt bei 29,9 Prozent und
damit um 3,8 Prozentpunkte Gber dem Wert von 2001.

Abbildung 17: Anteil der Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege an allen Bewohnern von
Pflegeheimen der Pflegestufen 1-3 (=Sozialhilfequote) 2001 - 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2015 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wrttembergs. Pflegestatistik 2001-2015: Statistisches Landesamt Baden-
Wirttemberg.

5.1.2 Nettoaufwand fiir Leistungsempfanger uber und unter 65 Jahren

Der Gesamtaufwand fir Leistungen an Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege setzt
sich zusammen aus den eigentlichen Leistungen fur die Hilfe zur Pflege, den eventuell er-
ganzend zu gewahrenden Leistungen der Grundsicherung und Leistungen fir vollstationar
Pflegebedurftige, die im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt verbucht werden.

° Bis zum Jahr 2013 hat die Pflegestatistik Pflegebediirftige mit Pflegestufe 0 und einer erheblich eingeschrankten Alitagskom-
petenz nicht berticksichtigt. Seit der Erhebung 2013 wird dieser Personenkreis in der Pflegestatistik gesondert ausgewiesen.
Die Zahl der Pflegebediirftigen mit Pflegestufe O ohne eingeschrankte Alltagskompetenz wird in der Pflegestatistik weiterhin
nicht erhoben. Im Jahr 2016 waren insgesamt 8 Prozent aller Leistungsempfanger (2.335 Personen) nicht in eine Pflegestufe
eingestuft.
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Bei der Erhebung 2014 konnten einige Stadt- und Landkreise die Ausgaben der Grundsiche-
rungsleistungen nicht mehr den Empfangern der Hilfe zur Pflege zuordnen. Der Nettoauf-
wand wurde deshalb — auch fir die zuriickliegenden Jahre — ohne Grundsicherungsleistun-
gen dargestellt.

Bei der Erhebung 2015 stellte sich heraus, dass die meisten Stadt- und Landkreise die Leis-
tungen fir die Hilfe zum Lebensunterhalt nicht mehr bei den Aufwendungen fir die Hilfe zur
Pflege verbuchen, sondern separat erfassen. Der Nettoaufwand fir Leistungen an Empfan-
ger von vollstationarer Hilfe zur Pflege ist flr das Jahr 2015 teilweise ohne Hilfe zum Le-
bensunterhalt ausgewiesen und deshalb geringer als in den Vorjahren. Er ist daher nicht mit
den Aufwendungen der zurtickliegenden Jahre vergleichbar.

Im Jahr 2016 wurde die Erhebung an die veranderte Buchungspraxis angepasst und der
Nettoaufwand fur die Hilfe zur Pflege ohne Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt erho-
ben. Der Nettoaufwand fur das Jahr 2016 ist daher ebenfalls nicht mit den zurickliegenden
Jahren vergleichbar.

Abbildung 18: Nettoaufwand in Euro fiir Leistungen an Empfanger von vollstationarer Hilfe zur
Pflege in Baden-Wiirttemberg insgesamt und pro Einwohner 2005 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2005-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevdlkerungsstatistik 2004-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wurttemberg.

2006: Sondereinfluss ,Wohngelderstattungen fur Vorjahre“ reduziert Netto-Gesamtaufwand einmalig.
2015: Aufwand teilweise ohne Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt; separate Verbuchung der
Hilfe zum Lebensunterhalt reduziert Nettoaufwand einmalig.

2016: Aufwand insgesamt ohne Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt.

Aufwand fiir die vollstationare Hilfe zur Pflege steigt auf 368,1 Millionen Euro

Der Nettoaufwand fir Leistungen an Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege summier-
te sich fir die baden-wirttembergischen Stadt- und Landkreise im Jahr 2016 auf einen Be-
trag in Hohe von 368,1 Millionen Euro. Im Jahr 2015 betrug dieser noch 351,7 Millionen. Ein
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Vergleich ist nur eingeschrankt moglich, da im Jahr 2015 bei einigen Stadt- und Landkreisen
zum Teil noch der Nettoaufwand flr die Hilfe zum Lebensunterhalt enthalten war.

Im Jahr 2006 waren die verbuchten Nettoaufwendungen geringer als in den Vorjahren. In
diesem Jahr erhdhten sich die Einnahmen einmalig, da Wohngeld erstattet wurde. Im Jahr
2006 wurden auch die eingegangenen Erstattungen der Vorjahre verbucht. Sie reduzierten
dadurch den Nettoaufwand fir die vollstationare Hilfe zur Pflege im Jahr 2006. Da die Kreise
unterschiedlich buchen, kann sich die Erstattung auch noch im Jahr 2007 ausgewirkt haben.

Der Nettoaufwand in einem Stadt- oder Landkreis hangt vor allem von der absoluten Zahl
der Hilfeempfanger ab. Diese hangt wiederum von der Zahl der Pflegebedurftigen im Land-
kreis und insbesondere von der Zahl der Menschen tber 80 Jahren beziehungsweise der
Bevolkerungszahl insgesamt ab. Die bevolkerungsreicheren Stadt- und Landkreise haben
folglich auch hohere Nettoausgaben.

Nettoaufwand pro Einwohner

Aussagekraftiger als der Nettoaufwand insgesamt ist sein Bezug zur Einwohnerzahl. Be-
zugsgrole fur die Bildung der einwohnerbezogenen Kennziffern ist die Gesamtbevdlkerung.
Wegen Veranderungen der gesetzlichen Grundlagen und der Verbuchungspraxis werden die
Kennziffern ab dem Jahr 2007 dargestellt. Eine Differenzierung des Aufwands nach Alters-
gruppen ist nicht moglich.

Zunahme des Aufwands pro Einwohner seit 2007

Durchschnittlich wurden im Jahr 2016 in Baden-Wurttemberg rund 33,8 Euro je Einwohner
fur die Hilfe zur Pflege ausgegeben. Wie aus Abbildung 18 ersichtlich, hat der Aufwand pro
Einwohner seit dem Jahr 2007 stetig zugenommen. Er betrug im Jahr 2009 noch 26,4 Euro
pro Einwohner. Die steigende Kennzahl spiegelt die wachsenden Hilfeempfangerzahlen zwi-
schen 2009 und 2016 wider. Da die Einwohnerzahl in diesem Zeitraum in Baden-
Wirttemberg gestiegen ist, kann sie aulRerdem auch ein Hinweis auf hdhere Ausgaben pro
Leistungsempfanger sein.

Nettoaufwand in den Stadtkreisen deutlich hoher als in den Landkreisen

Werden die Nettoausgaben der einzelnen Kreise in Bezug zu ihrer Einwohnerzahl gesetzt,
kdénnen die Kreise bezlglich ihrer Ausgaben verglichen werden. Die Stadtkreise hatten einen
Uberdurchschnittlichen Nettoaufwand. Er lag im Jahr 2016 bei 47,2 Euro pro Einwohner.
Spitzenreiter war die Stadt Baden-Baden mit 64,3 Euro pro Einwohner, gefolgt von der Stadt
Pforzheim mit 59,6 und der Stadt Mannheim mit 51,4 Euro je Einwohner.

Der durchschnittliche Wert fur die Landkreise betrug 30,8 Euro pro Einwohner. Die Spanne
reicht dabei von 19,7 Euro je Einwohner im Landkreis Tubingen bis zu 49,2 Euro je Einwoh-
ner im Landkreis Lorrach.
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Abbildung 19: Nettoaufwand fiir Leistungen an Empfanger von vollstationéarer Hilfe zur Pflege

ro Einwohner in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und
Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevolkerungsstatistik 2015: Statistisches Landesamt Baden-
Wirttemberg.
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Nettoaufwand pro Leistungsempfanger — durchschnittliche Fallkosten

Die durchschnittlichen Fallkosten werden bestimmt, indem der Nettoaufwand zur Gesamt-
zahl der Leistungsempfanger am Stichtag 31.12. in Beziehung gesetzt wird. Es handelt sich
also nicht um ,echte” Fallkosten. Mit der errechneten Kennziffer kbnnen aber Unterschiede in
den Fallkosten aufgezeigt werden.

Die durchschnittlichen Fallkosten betrugen 2016 12.901 Euro pro Leistungsempfanger.

Im Hinblick auf die durchschnittlichen Fallkosten zeigt sich innerhalb der Stadt- und Land-
kreise in Baden-Wurttemberg eine grof3e Varianz. Die geringsten durchschnittlichen Fallkos-
ten wies der Neckar-Odenwald-Kreis mit 8.328 Euro pro Leistungsempfanger auf, gefolgt
vom Landkreis Freudenstadt mit 9.912 Euro pro Leistungsempfanger und dem Main-Tauber-
Kreis mit 10.160 Euro pro Leistungsempfanger. Die hdchsten durchschnittlichen Fallkosten
hatten der Landkreis Biberach mit 16.325 Euro pro Leistungsempfanger, die Stadt Stuttgart

mit 15.708 Euro pro Leistungsempfanger und der Landkreis Goéppingen mit 15.703 Euro pro
Leistungsempfanger.

Abbildung 20: Nettoaufwand fiir Leistungen an Empféanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege
pro Leistungsempfianger in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und
Landkreisen Baden-Wirttembergs.
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5.2 Hilfe zur Pflege in vollstationaren Einrichtungen liber 65 Jahren

5.2.1 Leistungsempfianger

Zum Stichtag 31.12.2016 erhielten 23.071 Leistungsempfanger Gber 65 Jahre vollstationare
Hilfe zur Pflege. Die Zahl der Leistungsempfanger tber 65 Jahren ist ausgehend von 16.476
im Jahr 2001 um 40 Prozent bis zum Jahr 2016 gestiegen.

Abbildung 21: Leistungsempfanger der vollstationdren Hilfe zur Pflege liber 65 Jahren absolut
und bezogen auf 1.000 Einwohner iiber 65 Jahren 2001 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevélkerungsstatistik 2000-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wurttemberg.

10,7 von 1.000 Einwohnern uber 65 Jahren waren 2016 auf Hilfe zur Pflege in vollstati-
onaren Einrichtungen angewiesen

Ende 2016 erhielten von 1.000 Einwohnern Uber 65 Jahren 10,7 Hilfe zur Pflege in vollstati-
onaren Einrichtungen. Da die Zahl der Menschen im Alter tber 65 Jahren zwischen den Jah-
ren 2001 und 2015 zunahm, stieg die einwohnerbezogene Kennzahl nur moderat an.

Wie bereits in Kapitel 3 beschrieben, nimmt das Risiko, pflegebedurftig zu werden, mit zu-
nehmendem Alter zu. Die steigende Zahl an Leistungsempfangern hangt somit eng mit dem
Anstieg der alteren Bevdlkerung — vor allem derjenigen tber 80 Jahren — zusammen.

5.2.2 Kreisvergleich

In 20 Kreisen stieg die absolute Zahl der Senioren, die vollstationare Hilfe zur Pflege erhalten
zwischen den Jahren 2010 und 2012 kontinuierlich an. Vier der 20 Kreise verzeichneten da-
bei einen weiteren Anstieg der Zahl der Leistungsempfanger in der vollstationaren Hilfe zur
Pflege bis zum Jahr 2016. In den anderen Kreisen ist keine einheitliche Entwicklung erkenn-
bar.
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Stadtkreise weisen deutlich hohere Leistungsdichten als Landkreise auf

Die Kennziffer ,Leistungsempfanger ab 65 Jahren pro 1.000 Einwohner ab 65 Jahren® be-
ricksichtigt sowohl die Veranderung der Zahl der Leistungsberechtigten als auch das
Wachstum der alteren Bevolkerung.

Beim Vergleich der Stadtkreise mit den Landkreisen ergibt sich Uber die Jahre hinweg ein
stabiles Muster. Alle Stadtkreise in Baden-Wirttemberg weisen deutlich Gber dem Durch-
schnitt liegende Leistungsdichten auf. So kamen in den Stadtkreisen im Jahr 2016 auf 1.000
Einwohner ab 65 Jahren 15,8 Leistungsempfanger, in den Flachenkreisen 9,7 Leistungs-
empfanger.

Abbildung 22: Entwicklung der Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege liber 65 Jahren
pro 1.000 Einwohner iiber 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg
2005, 2009, 2013 und 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2005-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevdlkerungsstatistik 2004-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wirttemberg.

Moderate Zunahme der Leistungsdichten im Zeitverlauf

Die Leistungsdichte in den Stadt- und Landkreisen nahm zwischen den Jahren 2005 und
2013 moderat zu. Im Jahr 2016 I&sst sich fur die Stadtkreise und den Landesdurchschnitt ein
geringfugiger Ruckgang verzeichnen, obwohl die Zahl der Leistungsempfanger weiter zu-
nahm an. Die Zahl der Menschen im Alter Gber 65 Jahren stieg jedoch ebenfalls im selben
Zeitraum. Die steigende Zahl der Leistungsempfanger wird deshalb auf immer mehr Men-
schen im Alter Uber 65 Jahren bezogen.



[ 4
J

GroRe Varianz innerhalb der einzelnen Stadt- und Landkreise

Die Spannbreite der Leistungsdichte zwischen den Stadt- und Landkreisen ist grof3. Wah-
rend im Alb-Donau-Kreis im Jahr 2016 auf 1.000 Einwohner tUber 65 Jahren rund 7,2 Emp-
fanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege kamen, waren es in der Stadt Pforzheim 19,3.
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Abbildung 23: Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege liber 65 Jahren pro 1.000 Ein-
wohner iiber 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und
Landkreisen Baden-Wdrttembergs. Bevdlkerungsstatistik 2015. Statistisches Landesamt Baden-
Wrttemberg.
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Die folgende Abbildung zeigt, wie die Leistungsempfanger der Hilfe zur Pflege in den Stadt-

und Landkreisen auf die unterschiedlichen Pflegestufen verteilt sind.

Abbildung 24: Pflegestufen der tiber 65-jahrigen Empféanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege

in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg am 31.12.2016 in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und

Landkreisen Baden-Wirttembergs.

Riickgang der Leistungsempfanger in Pflegestufe 0 im Vergleich zum Vorjahr in fast

allen Kreisen

Der Anteil der nicht eingestuften Leistungsempfanger Uber 65 Jahren an allen Leistungsemp-
fangern bewegt sich zwischen einem Prozent im Main-Tauber-Kreis und 10 Prozent im Ho-
henlohekreis. In fast allen Stadt- und Landkreisen ist der Anteil der nicht eingestuften Leis-
tungsempfanger im Vergleich zum Vorjahr zuriickgegangen oder gleich geblieben. Lediglich
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in den Landkreisen Calw, Ravensburg, Rems-Murr und Sigmaringen ist er im Vergleich zum
Vorjahr geringfugig gestiegen.

Zunahme der Leistungsempfanger in Pflegestufe lll im Vergleich zum Vorjahr in zwei
Drittel der Kreise

Die Spanne bei Pflegestufe 3 reicht von 17 Prozent in den Landkreisen Freudenstadt und
Reutlingen bis zu 31 Prozent im Stadtkreis Pforzheim. Im Vergleich zum Vorjahr hat der An-
teil der Leistungsempfanger in Pflegestufe 3 in zwei Drittel der Kreise zugenommen oder ist
gleich geblieben. In 15 Kreisen hat er im Vergleich zum Vorjahr hingegen abgenommen.

5.2.3 Pflegestufen
Zunahme der Leistungsempfanger in Pflegestufe 2 und 3

In den letzten Jahren hat vor allem die Zahl der Pflegeheimbewohner im Alter Gber 65 Jah-
ren in Pflegestufe 2 und noch viel ausgepragter in Pflegestufe 3 zugenommen.

Abbildung 25: Pflegestufen der Leistungsempféanger iiber 65 Jahren in der vollstationaren Hilfe
zur Pflege in Baden-Wiirttemberg in Prozent: 2001 - 2016

100%

1641 (168 173\ 117.5] 169 | 167\ |17.7) 1192| |19,6| |205| |21,2| |21,0| |226| |233| |235| |234

80% A

35,5 35,7 35,4 36,9 37,2 37,0 382
60% - 1380|382 (394 |3g4
b 11396 [39,7| |393| |39,6| |402

40% -

27112991 1305] 305 |505] | 330

32,5 32,4 32,6 31,7 32,3
20% | 3T |37 1319 |319] |319

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
© KVJS 2017 B Pflegestufe 0/gering O Pflegestufe | O Pflegestufe I O Pflegestufe Ill/Hartefall

Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wurttembergs.

Die Kosten fur die stationare Pflege erhdhten sich bis Ende 2016 mit steigendem Pflegebe-
darf. In der Regel waren mit einer héheren Pflegestufe auch héhere Kosten verbunden. Die
EinfGhrung des Pflegestarkungsgesetzes I, das im Januar 2017 in Kraft getreten ist, stellt
das bisherige System grundlegend um. Seit dem 01.01.2017 gilt in jeder vollstationaren
Pflegeeinrichtung ein einrichtungseinheitlicher Eigenanteil fir die Pflegegrade 2 bis 5. Dies
bedeutet, dass der Eigenanteil kiinftig nicht mehr mit zunehmender Pflegebedurftigkeit steigt.
Unberucksichtigt bleibt dabei allerdings, dass die neu in Pflegegrad 2 eingestuften Pflegebe-
durftigen aufgrund der reduzierten Leistungshéhe den voraussichtlich erheblich angestiege-
nen Eigenanteil selbst tragen missen. Der abgesenkte Leistungsbeitrag fir den Pflegegrad



[ 4
J

2 wird voraussichtlich dazu flhren, dass diese Pflegebedurftigen aus finanziellen Griinden
keine vollstationare Betreuung in Anspruch nehmen kénnen, genauso wenig wie Pflegebe-
dirftige mit Pflegegrad 0 und 1. Dies kdnnte zur Folge haben, dass sich die Bewohnerstruk-
tur in den Pflegeheimen verschieben wird: Sehr wahrscheinlich werden zukunftig Gberwie-
gend Bewohner mit hohem Unterstutzungsbedarf in vollstationaren Einrichtungen leben,
wahrend Pflegebedirftige mit Pflegegrad 0, 1 und gegebenenfalls auch 2 aus finanziellen
Griinden ambulant versorgt werden.™

Knapp ein Viertel der Leistungsempfanger war im Jahr 2016 in Pflegestufe 3 eingrup-
piert

Von den Leistungsempfangern der Hilfe zur Pflege in vollstationaren Einrichtungen im Alter
uber 65 Jahren war im Jahr 2016 knapp ein Viertel in Pflegestufe 3 eingruppiert. Ihr Anteil an
den Leistungsempfangern hat in den letzten Jahren zugenommen. Der Anteil der Leistungs-
empfanger in Pflegestufe 2 nahm ebenfalls zu. Der Anteil der Leistungsempfanger in Pflege-
stufe 1 stieg zunachst bis zum Jahr 2006 an und ging dann bis zum Jahr 2013 leicht zur(ck.
Seit dem Jahr 2014 stagniert er bei 31,9 Prozent.

Kontinuierlicher Riickgang der nicht eingestuften Leistungsempfanger

Der Anteil der Pflegeheimbewohner an den Leistungsempfangern, die keine Leistungen aus
der Pflegeversicherung (Pflegestufe 0) erhalten, geht seit 2001 kontinuierlich zurick. Im Jahr
2016 betrug ihr Anteil an allen Leistungsempfangern 4,5 Prozent. Im Jahr 2001 war ihr Anteil
mit 18,5 Prozent an allen Leistungsempfangern im Alter Gber 65 Jahren noch gréler als der
Anteil der Leistungsempfanger in Pflegestufe 3.

In der Pflegestatistik des Statistischen Landesamtes werden Pflegebedurftige mit Pflegestufe
0 und einer erheblich eingeschrankten Alltagskompetenz erst seit dem Jahr 2013 ausgewie-
sen. Personen mit Pflegestufe 0 ohne eine eingeschrankte Alltagskompetenz werden weiter-
hin nicht erfasst. Es kann daher nur vermutet werden, dass der Anteil der Menschen in Pfle-
gestufe 0 in den Pflegeheimen generell zurtickgeht. Sie nutzen vermutlich in groRerem Aus-
mal’ ambulante Versorgungsangebote.

'° Tybussek, Kai/Bauer, Benedikt: Was jetzt zu tun ist, in: Altenheim. Lésungen filrs Management. Heft 12/2015, S. 21.
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Abbildung 26: Pflegeheimbewohner und Empféanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege liber 65
Jahren (ohne Pflegestufe 0) in Baden-Wiirttemberg 2001- 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungsempfanger: Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2015 — jahrliche
Erhebung des KVJS bei den Stadt- und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Pflegestatistik 2001-2015:
Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg.

Vermutlich weiterer Anstieg der Sozialhilfequote in den nachsten Jahren

Aufgrund der demografischen Entwicklung wird es in Zukunft mehr altere Menschen uber 80
Jahren geben. Damit wird auch die Zahl der pflegebedurftigen Personen zunehmen. Dem-
entsprechend ist auch mit einem weiteren Anstieg der Zahl der Leistungsempfanger der Hilfe
zur Pflege zu rechnen. Die Entwicklung zeigte sich bereits in den vergangenen Jahren."
Auch die Sozialhilfequote kdnnte sich langfristig weiter erhéhen. Analysen des Statistischen
Landesamtes im Rahmen des Armuts- und Reichtumsberichts fur Baden-Wurttemberg wei-
sen darauf hin, dass das Armutsrisiko der Menschen im Alter Uber 70 Jahren hoher ist als
das der Gesamtbevélkerung. Besonders éltere Frauen und vor allem allein lebende Frauen
sind von Armut betroffen:'? Die Armutsgefahrdungsquote™ von Frauen im Alter {iber 65 Jah-
ren lag 2015 mit 20 Prozent deutlich (iber der der Manner mit 14,5 Prozent.™ Wie in Kapitel 3
erlautert, haben Frauen im Alter Uber 75 Jahren auch ein héheres Risiko pflegebedurftig zu
werden als Manner. Derzeit sind fast zwei Drittel der pflegebediirftigen Personen Frauen."
Das geringere Einkommen der Frauen im Alter hangt mit spezifischen Erwerbsbiographien,
zum Beispiel kirzeren Erwerbszeiten infolge von Kindererziehung oder Pflegezeiten fur An-
gehdrige sowie geringeren beruflichen Einkommen beispielsweise aufgrund von Teilzeittatig-
keit zusammen.'® Des Weiteren zeigt sich bei allein lebenden Alteren — zum (iberwiegenden

" KVJS, Berichterstattung Hilfe zur Pflege 2001-2016.

"2 Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg, 2014: Einkommenslagen lterer Menschen. Stuttgart. S. 27.

'3 Anteil an Personen mit einem bedarfsgewichteten pro-Kopf Haushaltseinkommen (Aquivalenzeinkommen) von weniger als
60 Prozent des mittleren Einkommens der Bevolkerung in Baden-Wirttemberg.

" Krentz, Ariane, 2016: Lebenssituation &lterer Menschen in Baden-Wiirttemberg, in: Statistisches Monatsheft Baden-
Wiirttemberg 10/2016, S. 14.

'3 Siehe Pflegestatistik 2015.

' Statistisches Landesamt Baden-Wiirttemberg: Lebenssituation von &lteren Menschen in Baden-Wiirttemberg, in: Statisti-
sches Monatsheft 10/2011, S. 17.
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Teil sind dies Frauen — ein Uberdurchschnittlich hohes Armutsrisiko, wahrend das Risiko flr
altere Paarhaushalte gering ist."” Die Haushalts- und Familienformen sind in den vergange-
nen Jahren in Deutschland immer vielfaltiger geworden. Die Anzahl der Menschen, die in
einer Familie mit Kindern leben, geht zuriick, wahrend es mehr Paare ohne Kinder oder Al-
leinlebende gibt. Darliber hinaus wandeln sich auch die Familienformen. Neben der Fami-
lienform Ehepaar mit Kindern nehmen andere Familienformen wie nichteheliche Lebensge-
meinschaften mit Kindern oder alleinerziehende Mutter und Vater in Baden-Wirttemberg
ebenso wie im gesamten Bundesgebiet zu.'® Aufgrund dieser Entwicklungen ist zukiinftig mit
einer Erhéhung des Anteils von dauerhaft allein lebenden alteren Menschen zu rechnen.

Die investive Forderung der Pflegeheime in Baden-Wurttemberg hat sich auf die Kosten der
Pflegeheime und die Pflegevergutungen ausgewirkt. Die Forderung wurde jedoch Ende 2010
eingestellt. Daher werden sich die Pflegesatze bei neu gebauten und modernisierten Heimen
vermutlich erhdhen. Folglich steigen auch die Kosten fur die Heimbewohner, so dass sich
der Anteil der Heimbewohner, die ihren Eigenanteil aus eigenem Einkommen nicht mehr
beitragen kdnnen, erhéhen kdnnte.

Starkung der ambulanten Pflege durch die Pflegestarkungsgesetze

Auf der anderen Seite gibt es allerdings auch gegenlaufige Prozesse. Die Starkung der am-
bulanten Pflege ist ein wichtiges Ziel der in Kraft getretenen Pflegestarkungsgesetze. Be-
reits das Pflegestarkungsgesetz 1" fiihrte zu deutlichen Leistungsausweitungen im ambulan-
ten Bereich. Auch die Anzahl an ambulanten Angeboten und Tagespflegen hat sich in den
letzten Jahren erhoht.

7 Jan Goebel, J./Grabka, M., 2011: Zur Entwicklung der Altersarmut in Deutschland, in: DIW Wochenbericht Nr. 25.2011, S. 11.
'® Krentz, Ariane, 2011: Lebensformen in Baden-Wiirttemberg, in: Statistisches Monatsheft 09/2011, S. 3.
% Erstes Pflegestarkungsgesetz (PSG 1) vom 17. Dezember 2014.
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5.3 Hilfe zur Pflege in vollstationdaren Einrichtungen unter 65 Jahren

5.3.1 Leistungsempfanger

Zum Stichtag 31.12.2016 erhielten 5.463 Menschen in Baden-Wurttemberg unter 65 Jahren
vollstationare Hilfe zur Pflege. lhre Zahl hat sich zwischen 2001 und 2016 um insgesamt
1.072 Personen erhoht. Die Zunahme entspricht einer Steigerung um 24,4 Prozent.

Die Zahl der Leistungsempfanger stieg in den Jahren zwischen 2001 und 2008 gleichmaRig
an. Zwischen den Jahren 2008 und 2010 und von 2011 auf 2012 nahm die Zahl der Leis-
tungsempfanger unter 65 Jahren kraftig zu. Seit 2015 ist ein leichter Rickgang zu verzeich-
nen.

6,3 von 10.000 Einwohnern unter 65 Jahren waren 2016 auf Hilfe zur Pflege in volista-
tiondren Einrichtungen angewiesen

Ende 2016 erhielten von 10.000 Einwohnern unter 65 Jahren 6,3 Personen Hilfe zur Pflege
in vollstationaren Einrichtungen. Im Jahr 2001 waren es noch 5 von 10.000 Einwohnern un-
ter 65 Jahren. Von 2001 bis 2013 ist die Kennzahl angestiegen. Seit 2015 ist sie leicht ruck-
laufig. Anders als bei der Zunahme der Bevolkerung im Alter tGber 65 Jahren hangt die Zu-
nahme der Zahl der Leistungsempfanger nicht mit einer Zunahme der Bevolkerung in der
entsprechenden Altersgruppe zusammen. Die Zahl der Menschen im Alter unter 65 war in
Baden-Wrttemberg zwischen Ende 2003 und Ende 2009 sogar ricklaufig.

Abbildung 27: Leistungsempfanger der vollstationdren Hilfe zur Pflege unter 65 Jahren und pro
10.000 Einwohner unter 65 Jahren 2001 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevdlkerungsstatistik 2000-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wirttemberg.

Bei den Leistungsempfangern unter 65 Jahren handelt es sich um eine sehr heterogene
Gruppe. Nach den Ergebnissen einer Erhebung zur gemeindepsychiatrischen Versorgung in
Baden-Wrttemberg erhielten Ende 2011 2.182 Menschen unter 65 Jahren mit psychischer
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Erkrankung Hilfe zur Pflege in einer stationdren Einrichtung.?® Dies waren {iber 40 Prozent
der Leistungsempfanger im Alter unter 65 Jahren. Tatsachlich dirfte der Anteil der Men-
schen mit psychischen Erkrankungen (einschliel3lich Suchterkrankungen) unter den Leis-
tungsempfangern in der Hilfe zur Pflege noch héher sein, weil ein Teil dieser Menschen in
.Klassischen® Pflegeheimen lebt, und somit nicht separat erfasst wird. In einer vertiefenden
Untersuchung des KVJS zu Menschen mit chronisch psychischer Erkrankung in Pflegehei-
men wurde in 14 Stadt- und Landkreisen der Anteil der Menschen in Pflegeheimen mit einer
F-Diagnose nach ICD-10 erfasst. Legt man den Anteil der F-Diagnosen fur alle Stadt- und
Landkreise zugrunde, ergibt sich die Zahl von rund 3.700 Menschen mit psychischer Erkran-
kung, die Hilfe zur Pflege erhalten.?’ Das sind rund 70 Prozent der Leistungsempfanger unter
65 Jahren.

Entsprechend der Vielfalt der individuellen Hilfebedarfe kdnnen Leistungsempfanger unter 65
Jahren in den nachfolgenden Einrichtungen betreut werden:

e Pflegeheime und Fachpflegeheime, die sich auf die Versorgung von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen spezialisiert haben

o Pflegeheime, die sich auf spezielle somatische Erkrankungen oder jingere Menschen mit
schwerst kdrperlichen Behinderungen spezialisiert haben z.B. MS-Erkrankte, Apalliker.
Die meisten dieser Pflegeheime haben einen Uberregionalen Einzugsbereich.

e Komplexe Pflegeheime mit Abteilungen fiir Jingere und Altere (Kreispflegeheime)

e Kilassische Altenpflegeheime, in denen viele der jungeren Pflegebedurftigen fehlplatziert
sind.

Bei der Interpretation und dem Vergleich der Kennziffern fur unter 65-jahrige Leistungsemp-
fanger sind folgende Punkte zu beachten:

e Bewohner von ,binnendifferenzierten® Einrichtungen (speziellen Pflegeabteilungen in
Einrichtungen der Behindertenhilfe mit Versorgungsvertrag nach SGB XIl) erhalten in der
Regel neben den Leistungen der Pflegeversicherung zusatzliche Leistungen der Einglie-
derungshilfe.

e Der Einrichtungstyp allein ist kein Indikator fur das Alter der Bewohner. Aufgrund der de-
mografischen Veranderungen leben zunehmend auch pflegebeduirftige Menschen mit
Behinderung uber 65 Jahren in Fachpflegeheimen und Abteilungen flir Menschen mit
Behinderung in Kreispflegeheimen.

% Kommunalverband fiir Jugend und Soziales Baden-Wiirttemberg/Landkreistag Baden-Wiirttemberg/Stadtetag Baden-
Wiirttemberg (2013): Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wrttemberg 2011/2012. Stuttgart. S. 30.
Bei einer aktuelleren Erhebung erhielten insgesamt 2.119 Menschen mit psychischer Erkrankung unter 65 Jahren Hilfe zur
Pflege in einem Pflegeheim. Es konnten nur 40 Kreise Angaben machen. Diese wurden auf unterschiedlichen Wegen ge-
wonnen. Kommunalverband fiir Jugend und Soziales Baden-Wirttemberg/Landkreistag Baden-Wurttemberg/Stadtetag Ba-
den-Wirttemberg (2015): Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wurttemberg 2013/2014. Stuttgart. S.
35.

% Kommunalverband fiir Jugend und Soziales Baden-Wiirttemberg (2014): Menschen mit chronisch psychischer Erkrankung in
Pflegeheimen. Eine empirische Untersuchung zur Hilfe zur Pflege unter 65 Jahren in Baden-Wirttemberg auf Basis von Da-
ten zum Jahresende 2011. Stuttgart.
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e Ein direkter Vergleich der Kennziffern der Hilfe zur Pflege fur die unter und tUber 65-
Jahrigen ist nicht moglich. Die Zahlen wurden auf unterschiedliche Bevolkerungsgruppen
bezogen.

e Die relativ kleinen Fallzahlen bei den unter 65-jahrigen Leistungsempfangern werden auf
einen relativ groflen Bevolkerungsanteil bezogen. Kleine Unterschiede in den absoluten
Fallzahlen kdnnen betrachtliche Veranderungen bei den Kennziffern hervorrufen.

5.3.2 Kreisvergleich

Die Stadtkreise hatten im Jahr 2016 durchschnittlich 8,3 Leistungsempfanger, die Landkreise
durchschnittlich 5,8 Leistungsempfanger pro 10.000 Einwohner in dieser Altersgruppe. In
den letzten drei Jahren nahm die Leistungsdichte in den Stadt- und Landkreisen moderat ab.
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Abbildung 28: Entwicklung der Empfanger von volistationarer Hilfe zur Pflege unter 65 Jahren
pro 10.000 Einwohner unter 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg
2005, 2009, 2013 und 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2005-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevolkerungsstatistik 2004-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wirttemberg.

GroRe Varianz innerhalb der einzelnen Stadt- und Landkreise

Beim Vergleich der Kennziffern zum Stand 31.12.2016 fallt — wie in den Vorjahren — die be-
trachtliche Streuung der Leistungsdichten zwischen den Kreisen auf. Die Spanne reicht von
2,8 Leistungsempfangern pro 10.000 Einwohner unter 65 Jahren in den Landkreisen Alb-
Donau und Reutlingen bis hin zu 13,5 Leistungsempfangern pro 10.000 Einwohner unter 65
Jahren in der Stadt Pforzheim.

Stadtkreise weisen durchschnittlich hohere Leistungsdichten auf als Landkreise

Neben den Stadtkreisen hatten auch die Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald, Em-
mendingen, Goppingen, Konstanz, Lérrach und Waldshut Gberdurchschnittliche Empfanger-
zahlen bezogen auf die Einwohnerzahlen im Landkreis.

49
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Abbildung 29: Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege unter 65 Jahren pro 10.000 Ein-
wohner unter 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und
Landkreisen Baden-Wirttembergs. Bevolkerungsstatistik 2015: Statistisches Landesamt Baden-

Wirttemberg.
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Abbildung 30: Pflegestufen der unter 65-jahrigen Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pfle-
ge in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg am 31.12.2016 in Prozent
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Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt- und Landkreisen
Baden-Wirttembergs

Grofe Unterschiede zwischen den Stadt- und Landkreisen in der Einstufung der Leis-
tungsempfanger

Die Leistungsempfanger sind in den einzelnen Stadt- und Landkreisen unterschiedlich auf
die Pflegestufen verteilt. Wahrend im Landkreis Ravensburg nur ein Prozent der unter 65-
jahrigen Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege keine Leistungen aus der Pflegever-
sicherung erhielten, waren es im Landkreis Lorrach 44 Prozent.

Die Unterschiede kdnnten auf einer unterschiedlichen Zusammensetzung der Leistungsemp-
fanger, zum Beispiel nach Alter, Ursache der Pflegebedurftigkeit, Krankheitsbild und familia-
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rem Umfeld beruhen. Darliber hinaus spielen auch Unterschiede in der Angebotsstruktur, der
Form der Leistungsgewahrung oder der Einstufungspraxis der Medizinischen Dienste der
Krankenkassen eine Rolle. Beispielsweise ist im Regierungsbezirk Freiburg der Anteil der
Leistungsempfanger, die nicht in eine Pflegestufe eingestuft sind, iberdurchschnittlich hoch.

5.3.3 Pflegestufen
Knapp ein Viertel der Leistungsempfanger unter 65 Jahren in Pflegestufe 0

Von den Leistungsempfangern in der vollstationaren Hilfe zur Pflege, die jinger als 65 Jahre
alt sind, waren im Jahr 2016 24 Prozent nicht in eine Pflegestufe eingestuft. Sie hatten somit
keine Einnahmen aus der Pflegeversicherung. Der Anteil der nicht eingestuften Leistungs-
empfanger ist mehr als finfmal so hoch wie bei den Leistungsempfangern im Alter Gber 65
Jahren (4,5 Prozent). Vermutlich ist der hohe Anteil psychiatrisch Pflegebeduirftiger unter den
jungeren Leistungsempfangern dafir mitverantwortlich. Vor Inkrafttreten des PSG Il wurde
der besondere Pflegebedarf dieser Personengruppe nicht vom Pflegebedirftigkeitsbegriff der
Pflegeversicherung erfasst.

Kontinuierlicher Riickgang der nicht eingestuften Leistungsempfanger seit 2005

Der Anteil der nicht eingestuften Leistungsempfanger ging seit 2005 kontinuierlich zurlck.
Die Anteile der Leistungsempfanger der Pflegestufe 1 sind seit dem Jahr 2002 auf einem
ahnlichen Niveau geblieben. Daflir stiegen in diesem Zeitraum die Anteile der Leistungsemp-
fanger in Pflegestufe 2 moderat und in Pflegestufe 3 stark an.

Abbildung 31: Pflegestufen der Leistungsempfanger unter 65 Jahren in der vollstationdren
Hilfe zur Pflege in Baden-Wiirttemberg in Prozent 2002 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2002-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs.
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Rund 65 Prozent der Heimbewohner unter 65 Jahren sind auf Sozialhilfe angewiesen

Insgesamt sind von den jlungeren (eingestuften) Pflegeheimbewohnern unter 65 Jahren rund
65 Prozent auf Leistungen der Hilfe zur Pflege angewiesen. Die Sozialhilfequote ist mehr als
doppelt so hoch wie bei den alteren Leistungsempfangern Gber 65 Jahren. Der Grund durfte
in der schlechteren Einkommenssituation der Leistungsempfanger unter 65 Jahren liegen.
Sie haben bei Erwerbsunfahigkeit meist keine oder nur geringe eigene Rentenanspriiche
und sind deshalb haufiger auf Sozialhilfe angewiesen.

Abbildung 32: Pflegeheimbewohner und Empféanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege unter
65 Jahren (ohne Pflegestufe 0) in Baden-Wiirttemberg 2001 - 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2001-2015 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wirttembergs. Pflegestatistik 2001-2015: Statistisches Landesamt Baden-
Wirttemberg.
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6 Zusammenfassung und Ausblick

Der Bericht Hilfe zur Pflege in vollstationaren Einrichtungen 2016 stellte zunachst die Ent-
wicklung der Bevdlkerung und der Pflegebediirftigen in Baden-Wirttemberg dar. Die Zahl
der Menschen im Alter Gber 80 Jahren nahm in den vergangenen Jahren zu. Sie wird auch in
Zukunft weiter steigen. Da das Risiko pflegebedurftig zu werden mit steigendem Alter zu-
nimmt, wird auch die Zahl der pflegebedurftigen Menschen in den kommenden Jahren stei-
gen. Die Vorausrechnung des Kommunalverbandes fir Jugend und Soziales geht von einem
Anstieg der Pflegebedurftigen bis zum Jahr 2030 um rund 100.000 Menschen aus.

Die Zahl der alteren Menschen wird zukinftig weiter ansteigen. Demgegeniiber wird nach
der Bevolkerungsvorausrechnung des Statistischen Landesamtes die Zahl der jungeren
Menschen ab dem Jahr 2020 zurtickgehen. Zusatzlich werden die Menschen zuklnftig in
starkerem Umfang durch Erwerbstatigkeit gebunden sein. Dadurch sinkt das Potenzial an
hauslicher Pflege.

Mit der vorliegenden Broschiire wurde dariiber hinaus ein Uberblick (ber die Leistungsemp-
fanger und die Nettoaufwendungen der Hilfe zur Pflege fur das Jahr 2016 gegeben. Zum
sechsten Mal wurden dabei auch die Leistungen und Aufwendungen der ambulanten und
teilstationaren Hilfe zur Pflege und der Hilfe zur Kurzzeitpflege bericksichtigt.

Die Stadt- und Landkreise gewahrten zum Stichtag 31.12.2016 insgesamt 37.060 Leistungen
der Hilfe zu Pflege. Uber 75 Prozent der Hilfen wurden in vollstationéren Einrichtungen ge-
leistet.

Die Leistungsempfanger wurden in Personen Uber 65 und unter 65 Jahren unterteilt: Von
2005 bis 2016 — mit Ausnahme des Jahres 2015 — sind die Leistungsempfangerzahlen der
uber 65-Jahrigen kontinuierlich gestiegen. Die Zahl der Leistungsempfanger unter 65 Jahren
hat bis zum Jahr 2010 kontinuierlich zugenommen. Seit 2012 ist die Zahl der unter 65-
jahrigen Leistungsempfanger auf einem annahernd konstanten Niveau geblieben.

Uber die Leistungsempfanger unter 65 Jahren gibt es nur unzureichende Informationen.
Mindestens ein Drittel davon sind Menschen mit einer seelischen Behinderung, die in einer
speziellen Einrichtung der psychiatrischen Pflege untergebracht sind. Durch genauere Anga-
ben und vertiefende Analysen kdnnte Uber diese Personengruppe ein besseres Bild gewon-
nen werden.

Der Nettoaufwand fur die vollstationare Hilfe zur Pflege betrug im Jahr 2016 368,1 Millionen

(ohne Leistungen der Grundsicherung und der Hilfe zum Lebensunterhalt). Ein Vergleich mit
dem Vorjahr ist nur eingeschrankt moéglich, da im Jahr 2015 bei einigen Stadt- und Landkrei-
sen zum Teil noch der Aufwand fur die Hilfe zum Lebensunterhalt enthalten war.

Die Aufwendungen werden in den nachsten Jahren voraussichtlich weiter steigen. Der Um-

fang der Erhdhung hangt von einem Blndel an Faktoren ab. Dazu zahlt beispielsweise, wie

sich die Pflegestarkungsgesetze auf die Inanspruchnahme von Leistungen auswirken® oder
ob neben den Pflegeheimen alternative Versorgungsformen zur Verfigung stehen. Die Net-

2 Sjehe auch S. 42f.
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toaufwendungen pro Einwohner in den einzelnen Kreisen weichen zum Teil erheblich vonei-
nander ab. Die Unterschiede zwischen den Stadt- und Landkreisen sind Uber die Jahre stabil
geblieben.

Die Zahl der Leistungsempfanger und der Nettoaufwand in der vollstationaren Hilfe zur Pfle-

ge werden voraussichtlich in den kommenden Jahren weiter zunehmen. Daflrr sprechen:

o die demografische Entwicklung und die damit verbundene weitere Erhéhung der Zahl der
Menschen uber 80 Jahre und damit der Pflegebedurftigen und Demenzkranken,

o die wachsende Zahl von alteren Menschen, die durch Licken in der Erwerbsbiografie
und generell sinkende Rentenanspriiche im Alter ein geringes Einkommen haben,

o weitere Kostensteigerungen im Pflegebereich, die durch den absehbaren Mangel an
Pflegekraften, noch verstarkt werden,

o der Wegfall der Investitionskostenforderung flr Pflegeheime, der sich auf die Pflegesatze
neu gebauter oder modernisierter Einrichtungen auswirkt,

e die im Rahmen der Landesheimbauverordnung notwendige Umwandlung von Doppel- in
Einzelzimmer, die auf Seiten der meisten Pflegeheime mit Umbau- und Neubaumal3-
nahmen und damit mit gegebenenfalls steigenden Pflegesatzen einhergehen,

o der mit Einfihrung des Pflegestarkungsgesetzes Il seit dem 01.01.2017 geltende einrich-
tungseinheitliche Eigenanteil, der dazu fihrt, dass ab dem 01.01.2017 neu eingestufte
Bewohner in vollstationaren Einrichtungen mit Pflegegrad 2 und niedriger aufgrund der
reduzierten Leistungshoéhe aus der Pflegeversicherung fir diese Pflegegrade den vo-
raussichtlich erheblich angestiegenen Eigenanteil selbst tragen mussen und dadurch ge-
gebenenfalls vermehrt auf Hilfe zur Pflege angewiesen sein werden.

Durch die Ausweitung des leistungsberechtigten Personenkreises im Rahmen des Pflege-
starkungsgesetzes || nehmen mehr Menschen als bisher Leistungen aus der Pflegeversiche-
rung in Anspruch. Seit Inkrafttreten des PSG Il hat sich laut einer Erhebung der Krankenkas-
sen die Zahl der Pflegebedurftigen von Januar bis September 2017 um rund 220.000 Perso-
nen im Vergleich zum Vorjahreszeitraum erhoht.?* Dariiber hinaus wurde durch die Pflege-
starkungsgesetze die ambulante Pflege gestarkt, indem beispielsweise die Leistungen fur
ambulante und teilstationare Angebote erhéht wurden. Gleichzeitig missen Pflegebedurftige
in den Pflegegraden 1 und 2 mit héheren Kosten rechnen, wenn sie zukunftig in eine statio-
nare Pflegeinrichtung ziehen. Hochstwahrscheinlich werden diese Pflegebedurftigen aus
finanziellen Grinden zuklnftig eher ambulant als stationar versorgt werden. Dies kénnte
dazu fuhren, dass die Zahl derjenigen, die Hilfe zur Pflege fir die Inanspruchnahme von am-
bulanten und teilstationaren Angeboten bendtigen, steigen wird.

Zuverlassige Prognosen sind derzeit nicht méglich. Die bisherigen und zukuinftig zu erwar-
tenden Entwicklungen machen deutlich, dass eine fundierte Datengrundlage und Analyse im
Bereich der Leistungen der Hilfe zur Pflege bendtigt wird. Der KVJS wird seine Berichterstat-
tung fir die Stadt- und Landkreise fortsetzen und bei Bedarf weiter differenzieren.

2 nttps://www.mds-ev.de/aktuell/aktuelle-meldungen/2017-10-23.html?L=1, Stand: 06.12.2017
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Tabelle 1: Empféanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege in den Stadt- und Landkreisen am
31.12. des jeweiligen Jahres

uiber 65 Jahre unter 65 Jahre
Stadt- bzw. Landkreis 2014 2015 2016 2014 2015 2016
Stuttgart 1539 1.502 1.535 341 318 312
Boblingen 530 551 577 151 149 151
Esslingen 829 807 893 236 234 229
Goppingen 545 556 545 171 159 177
Ludwigsburg 931 877 906 286 279 260
Rems-Murr-Kreis 787 789 822 219 195 184
Stadt Heilbronn 426 420 442 102 112 109
LK Heilbronn 458 475 486 141 142 138
Hohenlohekreis 205 199 193 54 53 46
Schwébisch Hall 354 349 365 94 99 97
Main-Tauber-Kreis 288 279 278 32 36 33
Heidenheim 332 328 319 66 68 75
Ostalbkreis 598 601 629 152 164 158
RB Stuttgart 7.822 7.733 7.990 2.045°  2.008°  1.969
Baden-Baden 240 244 223 35 37 35
Stadt Karlsruhe 823 846 836 200 230 209
LK Karlsruhe 673 696 696 141 141 146
Rastatt 566 548 599 136 139 123
Heidelberg 357 341 341 79 83 84
Mannheim 1015 1.071 1.089 250 242 251
Neckar-Odenw.-Kreis 295 297 303 65 57 62
Rhein-Neckar-Kreis 935 938 912 185 206 200
Pforzheim 501 510 480 141 137 131
Calw 383 377 391 79 79 91
Enzkreis 318 349 354 85 84 90
Freudenstadt 244 223 230 42 35 34
RB Karlsruhe 6.350 6.440 6.454 1.438 1.470 1.456
Freiburg 633 614 635 176 185 189
Breisgau-Hochschwarzwald 528 534 530 176 177 173
Emmendingen 334 328 372 141 144 145
Ortenaukreis 931 933 991 173 178 172
Rottweil 339 328 372 78 67 68
Schwarzwald-Baar-Kreis 536 527 528 112 115 120
Tuttlingen 221 225 236 72 68 70
Konstanz 696 723 732 208 221 211
Lorrach 592 588 596 212 202 198
Waldshut 341 341 354 99 103 107
RB Freiburg 5.151 5.141 5.346 1.447 1.460 1.453
Reutlingen 451 464 464 64 69 63
Tibingen 325 316 299 61 55 56
Zollern-Alb-Kreis 328 328 349 68 72 80
Ulm 317 315 316 47 50 63
Alb-Donau-Kreis 240 262 260 50 47 44
Biberach 293 319 319 60 61 61
Bodenseekreis 501 477 482 65 68 59
Ravensburg 583 543 518 90 94 92
Sigmaringen 288 287 274 74 68 67
RB Tiibingen 3.326 3.311 3.281 579 584 585
Baden-Wiirttemberg 22.649 22.625 23.071 5.509 5.522| 5.463
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Tabelle 2: Nettoaufwand fiir Leistungen der vollstationaren Hilfe zur Pflege (ohne Leistungen
der Grundsicherung; 2015 teilweise ohne Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt; 2016

ohne Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt)

Stadt- bzw. Landkreis 2013 2014 2015 2016
Stuttgart 26.088.383 27.472.582 27.773.434 29.012.579
Boblingen 8.963.778 8.757.741 9.067.112 9.833.666
Esslingen 13.748.191 14.810.904 13.968.011 14.586.386
Goppingen 10.067.229 10.675.299 10.009.816 11.337.401
Ludwigsburg 14.025.880 14.569.730 14.546.873 14.164.749
Rems-Murr-Kreis 11.068.630 12.530.021 11.036.331 12.596.979
Stadt Heilbronn 6.134.740 6.001.776 5.521.563 6.096.947
LK Heilbronn 7.506.333 7.794.391 7.504.907 7.118.539
Hohenlohekreis 2.644.088 2.875.522 2.538.668 2.848.559
Schwabisch Hall 5.191.581 5.387.207 4.668.090 5.422.829
Main-Tauber-Kreis 3.293.535 3.333.101 2.888.632 3.160.041
Heidenheim 4.885.493 5.169.911 5.005.049 5.027.981
Ostalbkreis 8.268.968 9.586.850 9.580.075 10.344.070
RB Stuttgart 121.886.829 128.965.035 124.108.561]  131.550.726
Baden-Baden 2.926.003 4.068.245 3.245.673 3.479.550
Stadt Karlsruhe 12.088.639 12.683.456 12.477.596 13.569.626
LK Karlsruhe 7.379.226 8.474.919 8.308.243 9.263.117
Rastatt 6.964.991 7.195.914 7.367.746 7.918.498
Heidelberg 5.237.900 4.771.723 5.281.357 4.935.203
Mannheim 14.416.087 15.537.082 14.598.196 15.714.349
Neckar-Odenw.-Kreis 3.212.286 3.144.322 2.844.037 3.039.630
Rhein-Neckar-Kreis 13.273.434 12.833.228 12.659.453 13.150.270
Pforzheim 6.770.177 7.924.882 7.080.133 7.283.130
Calw 5.286.972 5.786.236 4.908.022 5.807.031
Enzkreis 4.608.902 4.742.716 4.807.122 5.376.960
Freudenstadt 2.710.843 2.791.863 2.460.736 2.616.835
RB Karlsruhe 84.875.460 89.954.586 86.038.314 92.154.199
Freiburg 10.153.118 11.063.672 10.019.665 11.623.622
Breisgau-Hochschwarzwald 7.998.241 8.012.847 8.875.846 9.276.350
Emmendingen 5.864.087 6.000.687 5.491.739 6.537.328
Ortenaukreis 12.918.818 13.491.716 14.023.336 16.273.642
Rottweil 5.463.105 5.538.337 5.067.626 5.660.346
Schwarzwald-Baar-Kreis 7.200.503 7.124.112 7.566.557 7.659.386
Tuttlingen 3.389.345 3.949.348 4.065.496 4.281.923
Konstanz 10.405.613 11.287.501 10.764.092 11.846.589
Lérrach 9.869.353 9.833.468 10.120.693 11.152.569
Waldshut 4.312.765 4.654.966 4.335.772 5.269.122
RB Freiburg 77.574.948 80.956.654 80.330.822 89.580.877
Reutlingen 5.329.372 7.024.764 7.915.433 7.986.156
Tubingen 4.497.967 4.669.513 4.594.903 4.373.597
Zollern-Alb-Kreis 4.403.083 5.084.239 5.181.597 4.783.891
Um 4.266.776 4.623.573 4.241.237 4.561.147
Alb-Donau-Kreis 4.485.533 4.482.776 4.135.560 4.467.326
Biberach 5.518.598 5.393.868 5.523.798 6.202.658
Bodenseekreis 6.619.435 7.049.749 7.217.485 7.636.374
Ravensburg 8.407.066 8.632.821 8.741.415 9.556.521
Sigmaringen 4.249.128 4.838.662 4.851.800 5.290.569
RB Tiibingen 47.776.958 51.799.965 52.403.228 54.858.239
Baden-Wiirttemberg 332.114.195 351.676.240 342.880.925 368.144.041
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Abbildung 33: Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege liber 65 Jahren pro 1.000 Ein-
wohner iiber 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 2013 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2013-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wurttembergs. Bevdlkerungsstatistik 20012-2015: Statistisches Landesamt
Baden-Wirttemberg.
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Abbildung 34: Empfanger von vollstationarer Hilfe zur Pflege unter 65 Jahren pro 10.000 Ein-
wohner unter 65 Jahren in den Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiirttemberg 20013 - 2016
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Hilfe zur Pflege 2013-2016 — jahrliche Erhebung des KVJS bei den Stadt-
und Landkreisen Baden-Wiirttembergs. Bevolkerungsstatistik 20012-2015: Statistisches Landesamt

Baden-Wiurttemberg.



Hilfe zur Pflege 2016

[ g
J



Hilfe zur Pflege 2016

[ g
J



Hilfe zur Pflege 2016

[ g
J



Hilfe zur Pflege 2016

[ g
J

Dezember 2017

Herausgeber:

Kommunalverband fiir Jugend
und Soziales Baden-Wiirttemberg
Dezernat Soziales

Verfasser:
Bettina Ghiorghita

Lindenspurstral3e 39
70176 Stuttgart

Kontakt:
Telefon 0711 6375-328
Telefax 0711 6375-735

info@kvjs.de
www.kjvs.de

Bestellung/Versand:
Manuela Weissenberger
Telefon 0711 6375-307
Maria Cumplido
Telefon 0711 6375-769
Sekretariat21@kvjs.de

Redaktioneller Hinweis:

Wir bitten um Verstandnis, dass aus Griinden der Lesbar-
keit auf eine durchgangige Nennung der weiblichen und
mannlichen Bezeichnungen verzichtet wird. Selbstver-
standlich beziehen sich die Texte in gleicher Weise auf
Frauen und Ménner.



KVJS

Kommunalverband fir
Jugend und Soziales
Baden-Wirttemberg

)

Postanschrift Hausadresse
Postfach 10 60 22 Lindenspurstralle 39 Tel.0711 63 75-0
70049 Stuttgart 70176 Stuttgart (West) www.kvjs.de




	Inhaltsverzeichnis
	1 Einleitung
	1.1 Aufbau des Berichts
	1.2 Datenerhebung und Methoden

	2 Bevölkerungsentwicklung
	3 Pflegebedürftigkeit
	3.1 Pflegebedürftige nach Versorgungsform
	3.2 Vorausrechnung der Zahl der Pflegebedürftigen und der Pflegeleistungen

	4 Hilfe zur Pflege 2016
	4.1 Leistungsempfänger insgesamt
	4.2 Nettoaufwand für die Hilfe zur Pflege insgesamt
	4.3 Kreisvergleich
	5 Hilfe zur Pflege in vollstationären Einrichtungen
	5.1 Hilfe zur Pflege in vollstationären Einrichtungen für Leistungsempfänger über und unter 65 Jahren
	5.1.1 Leistungsempfänger über und unter 65 Jahren
	5.1.2 Nettoaufwand für Leistungsempfänger über und unter 65 Jahren

	5.2 Hilfe zur Pflege in vollstationären Einrichtungen über 65 Jahren
	5.2.1 Leistungsempfänger
	5.2.2 Kreisvergleich
	5.2.3 Pflegestufen

	5.3 Hilfe zur Pflege in vollstationären Einrichtungen unter 65 Jahren
	5.3.1 Leistungsempfänger
	5.3.2 Kreisvergleich
	5.3.3 Pflegestufen


	6 Zusammenfassung und Ausblick
	Impressum



